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Zusammenfassung

Der österreichische OGH hat sich in jüngerer Zeit zum Schutz des leicht fahrlässig 
schädigenden Mieters vor dem Regressanspruch des Gebäudeversicherers bekannt. Dies 
ist in der deutschen Judikatur schon länger anerkannt, die Thematik wurde auch in der 
Lehre bereits ausführlich diskutiert. Im vorliegenden Beitrag wird nicht nur die österrei-
chische und deutsche Judikaturentwicklung beim Mieterregress gegenübergestellt. Viel-
mehr soll ein weiterer in Österreich vorgeschlagener Weg zur Begründung von Regress-
schutz vorgestellt und weiterentwickelt werden.

Abstract

The Austrian Supreme Court has recently ruled in favor of protecting tenants who 
cause damage through slight negligence from recourse claims by building insurers. This 
has long been recognized in German case law, and the issue has also been discussed at 
length by legal scholars. This article not only compares developments in Austrian and 
German case law on recourse against tenants but also presents and further develops an-
other approach to establishing protection from recourse claims that has been put forward 
in Austria.
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1  Der Beitrag basiert auf einem Vortrag, den der Autor am Versicherungsrechtstag im 
Rahmen der Jahrestagung 2025 des DVfVW in Berlin gehalten hat. Jener inhaltliche Be-
reich, der für die hier gebotene Beitragslänge nicht berücksichtigt werden konnte, er-
scheint in Österreich (Spadinger, Gedanken zum Schutz des Mieters vor dem Regress-
schutz des Gebäudeversicherers, VRW 2025, 58).
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1.  Einleitung

Die Diskussion rund um den Regressschutz des Wohnungsmieters ist in 
Deutschland aufgrund der seit zwei Jahrzenten gefestigten Rsp des BGH,2 wo-
nach der Sachversicherer gegenüber berechtigten Sachnutzern grundsätzlich 
konkludent auf Regresse für leicht fahrlässige Schädigungen verzichtet, bereits 
deutlich abgeebbt.3 Ganz anders stellt sich die Situation in Österreich dar, wo 
der OGH die Judikaturlinie des BGH in jüngerer Zeit aufgegriffen und den Dis-
kurs im Schrifttum damit entfacht hat.4 Dem Wohnungsmieter kommt nun-
mehr auch nach der österreichischen Judikatur ein im Sachversicherungsvertrag 
stillschweigend vereinbarter Regressverzicht für die leicht fahrlässige Herbei-
führung des Versicherungsfalls zugute (i. d. F. auch „versicherungsvertragliche“ 
Lösung; sogleich unter 2.1). Für Österreich ist diese Richtungsentscheidung des-
halb von ganz besonderer Bedeutung, weil sich der OGH zum ersten Mal aus-
drücklich zum Mieterschutz im Bereich der Gebäudeversicherung bekennt. In 
seiner Vorjudikatur ließ er einen Regressanspruch gegen den leicht fahrlässig 
schädigenden Mieter oder Pächter nämlich noch zu.5 Demgegenüber bestand 
die deutsche Judikaturwende im Jahre 2000 leidglich in einer veränderten Be-
gründung des Mieterregressschutzes: Zuvor stützte der BGH diesen noch auf 
einen konkludenten Haftungsausschluss im Mietvertrag (sog. „haftungsrechtli-
che“ oder „mietvertragliche“ Lösung; dazu 2.2).6

Im Ergebnis ist das Umschwenken der ö Judikatur in Richtung eines Regress-
schutzes des Mieters für leichte Fahrlässigkeit zu begrüßen. Es erschiene freilich 
nicht sachgerecht, den Versicherer vom Risiko der leicht fahrlässigen Herbei-
führung des Versicherungsfalls, das er bei Eigennutzung durch den Eigentümer 
tragen würde (vgl. § 81 VVG; § 61 öVersVG), allein aufgrund der Fremdnut-
zung der versicherten Sache zu „befreien“. Das gilt umso mehr, wenn der 

2  Grundlegend BGH IV ZR 298/99 VersR 2001, 94 (Lorenz; Wolter); s. auch BGH VII 
ZR 28/04 VersR 2005, 498; BGH IV ZR 273/05 VersR 2006, 1536; BGH V ZR 108/06 
VersR 2008, 1108; BGH IV ZR 116/05 NJW 2006, 3711.

3  Sinnbildlich dafür die resignierend anmutenden Worte der Kritiker der BGH-Rsp: 
Günther, Anmerkung zu BGH 07.06.2023, IV ZR 252/22, jurisPR-VersR 8/2023 Anm. 1: 
„Ceterum censeo carthaginem esse delendam“.

4  Vgl. die zahlreichen Beiträge und Anmerkungen in Folge der E: Burtscher, JBl 2024, 
323; I.  Vonkilch, wobl 2023, 508; Höllwerth, immo aktuell 2023, 260; Horn, immolex 
2024, 60; Spadinger, EvBl 2024, 57; Kath, Zur Frage der Mitversicherung des Sachersat-
zinteresses des Mieters in einer vom Gebäudeeigentümer abgeschlossenen Gebäudever-
sicherung, ZVers 2024, 129; Uitz, Der konkludente Regressverzicht des Gebäudeversiche-
rers zugunsten leicht fahrlässiger Bestandnehmer, ImmoZak 2024, 7.

5  Gegen den Untermieter: OGH 7. 4. 2000, 7 Ob 34/99x; zuvor schon ausdrücklich ge-
gen den Hauptmieter: OGH 7 Ob 21/83; 7 Ob 48/83, jeweils in VersR 1984, 1181; ebenso 
gegen den Pächter: OGH 7 Ob 23/81 VersR 1982, 786.

6  S. dazu noch die Fn. 13, 14.
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Sachnutzer den Versicherungsschutz wirtschaftlich betrachtet selbst finanziert, 
wie dies bei Mietverhältnissen wegen der Betriebskostenüberwälzung typischer-
weise der Fall ist.

Zugleich regt die OGH-Entscheidung aber zur weiterführenden Überlegung 
an, ob der gewählte Lösungsansatz via Auslegung des Versicherungsvertrags im 
Bereich des Mieterregresses der Weisheit letzter Schluss sein muss oder ob nicht 
dogmatisch überzeugende Alternativen bestehen, die so manches Folgeproblem 
vermeiden. Dafür werden in einem ersten Schritt die bereits bekannten und 
schon angesprochenen Lösungswege für den Mieterregressschutz dargestellt (2.). 
In einem zweiten Schritt wird ein in jüngerer Zeit in Österreich vorgebrachter 
Vorschlag aufgegriffen und weitergedacht, der das Regressproblem auf gesetzli-
cher Ebene gelöst sehen möchte (3.). Im Zuge dessen sind die Unterschiede zwi-
schen der österreichischen und der deutschen Rechtslage herauszuarbeiten.

2.  Vertraglicher Regressschutz

2.1  Die versicherungsvertragliche Lösung

2.1.1  Die deutsche Judikaturentwicklung und  
die methodische Herleitung Armbrüsters

Eine Möglichkeit, den Sachnutzer vor Regressansprüchen zu schützen, knüpft 
wie schon angedeutet an die Auslegung des Versicherungsvertrags an. Der Ver-
sicherer könnte entsprechend der nunmehrigen höchstgerichtlichen Rsp still-
schweigend auf Regressansprüche verzichten. Ebenso könnte dem Sachnutzer 
aber ein eigenes versichertes Interesse zukommen (sog. „Sachersatzinteresse“7), 
womit er nicht als „Dritter“8 i. S. des § 86 Abs. 1 VVG zu qualifizieren wäre und 
als Regressschuldner ausschiede. Der BGH lehnte die Versicherbarkeit solcher 
Sachersatzinteressen im Rahmen der Sachversicherung lange Zeit ganz grund-
sätzlich ab, weil er dies als nicht mit der Trennung von Sach- und Haftpflicht-

7  Als Sachersatzinteresse wird das Interesse bezeichnet, nicht aufgrund der Haftung 
für Beschädigung, Zerstörung oder Verlust einer fremden Sache einen Vermögensnach-
teil zu erleiden (Wandt, in: Martin/Reusch/Schimikowski/Wandt, Sachversicherung4 
[2022] § 1 Rn. 27 f.). Es handelt sich also um ein sachbezogenes Haftpflichtinteresse.

8  Dritter ist nach der Rsp nämlich „jeder, der nicht Versicherungsnehmer oder Versi-
cherter ist“ (RIS-Justiz RS0081376; OGH 3 Ob 132/57 JBl 1957,622; ähnlich Baumann, in: 
Honsell, Berliner Kommentar VVG [1999] § 67 Rn. 51). Entscheidend kommt es dabei 
darauf an, wessen Interesse versichert ist (Segger, in: Langheid/Wandt, Münchener Kom-
mentar zum VVG I3 [2022] § 86 Rn. 114 ff.; Kath, Der Regress des Versicherers [2011] 
85). Wird daher das Sachersatzinteresse des Schädigers mitversichert, ist dieser in Anse-
hung des Inhabers des kongruenten Sacherhaltungsinteresses nicht Dritter i. S. des § 67 
Abs. 1 öVersVG.
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versicherung vereinbar ansah. Das ist insofern bemerkenswert, als dem deut-
schen Reichsgericht diese strikte Trennung noch fremd war.9 Ungeachtet einer 
Reihe erst- und zweitgerichtlicher Entscheidungen, die in unterschiedlichen 
Sachversicherungskonstellationen angelehnt an die reichsgerichtliche Rsp eben-
falls versicherte Haftpflichtinteressen anerkannten,10 ging der BGH zunächst ei-
gene Wege. Ausgangspunkt seiner allgemeinen Ablehnung der Versicherbarkeit 
von Haftpflichtinteressen in der Sachversicherung war die Vorstellung einer 
„reinen Sachversicherung“, die ausschließlich das Erhaltungsinteresse des Eigen-
tümers decken könne.11 Die Mitversicherung von Sachersatzinteressen führe 
demgegenüber zu einer „unzulässigen Vermengung“ von Sach- und Haftpflicht-
versicherung.12 Ausgehend von dieser strikten schematischen Trennung ge-
währte der BGH dem Mieter, der wirtschaftlich die Prämie der Kaskoversiche-
rung trug, Schutz vor dem Regress des Kaskoversicherers im Wege einer miet-
vertraglichen Haftungsbeschränkung für leichte Fahrlässigkeit (näher unter 2.2).13 
Dabei ging es zu Beginn um die Auslegung der in der gewerblichen Kfz-Ver-
mietung üblichen „Selbstbeteiligungsklauseln“, die der BGH unter Verweis auf 
die Prämienumlage im Sinne einer Haftungsbeschränkung interpretierte. Eben 
dieser Gesichtspunkt – die Überwälzung der Versicherungsprämie – emanzi-
pierte in der Folgejudikatur zunehmend zum zentralen Kriterium für die An-
nahme einer Haftungsbeschränkung. Dies führte letztlich zu einer Übertragung 
der damit begründeten „haftungsrechtlichen Lösung“ auf die Gebäudeversiche-
rung.14

9  Zur Versicherung des Haftpflichtinteresses eines Zwangsverwalters im Rahmen einer 
von ihm abgeschlossenen Feuerversicherung: RG VII 491/14 RGZ 86, 392.

10  Zur Versicherung des Haftpflichtinteresses eines Werkstattinhabers durch eine Kas-
koversicherung AG Stuttgart 17 C 6205/67 VersR 1968, 543; zum Haftpflichtinteresse des 
Wohnungsmieters bei der Hausratsversicherung LG Köln 13 S 240/76 VersR 1977, 270; 
zum Sachersatzinteresse des Pächters in der Gebäudeversicherung OLG Hamm 28 U 
151/84 VersR 1987, 300; sowie des Untermieters des Pächters OLG Hamm 9 U 287/86 
VersR 1991, 1406.

11  Zunächst zur Kaskoversicherung BGH II ZR 64/56 NJW 1956, 1915.
12  BGH II ZR 126/57 VersR 1959, 500.
13  BGH II ZR 64/56 NJW 1956, 1915; anders beurteilte der BGH hingegen die Schädi-

gung bei Nutzung eines Kfz aufgrund eines unentgeltlichen Auftrags (BGH II ZR 126/57 
VersR 1959, 500). Bei der Annahme eines stillschweigenden Haftungsausschlusses kam 
es nach dem BGH also notwendigerweise auf die Belastung des Gebrauchsberechtigten 
mit der Versicherungsprämie an. Vgl. aber auch schon zur Gebäudeversicherung RG VII 
215/28 RGZ 122, 292.

14  Jeweils zur Feuerversicherung BGH IV ZR 342/88 VersR 1990, 625 (bei Bestehen ei-
ner mietvertraglichen Pflicht zum Abschluss einer Versicherung); BGH VIII  ZR  41/95 
VersR 1996, 320.
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Unter dem Einfluss Armbrüsters15 kam es mit einem Urteil des 4. Zivilsenats16 
schließlich zu einer Judikaturwende. Mit einer in Anbetracht der Bedeutung der 
Entscheidung kurz gehaltenen Begründung ging der BGH unter Bezugnahme 
auf kritische Lehrmeinungen zur bisherigen Rsp sowohl von der strikten Tren-
nung von Sach- und Haftpflichtversicherung17 als auch von der haftungsrechtli-
chen Lösung beim Mieterregress ab. Es stehe den Parteien grundsätzlich frei, zu 
bestimmen, welches Interesse Gegenstand der Versicherung sein soll. Zwar lä-
gen mit Blick auf den Regressschutz des Mieters grundsätzlich keine hinrei-
chenden Anhaltspunkte für eine Mitversicherung des Sachersatzinteresses des 
Mieters vor; allerdings ergebe eine ergänzende Auslegung des Gebäudeversiche-
rungsvertrags einen konkludenten Regressverzicht des Versicherers. Dies gelte 
für jene Fälle, in denen der Wohnungsmieter den Schaden durch einfache Fahr-
lässigkeit verursacht habe. Der damit eingeschlagene Weg zur Lösung der Mie-
terregressfälle wurde in den Folgeentscheidungen bekräftigt, die gewählte versi-
cherungsvertragliche Lösung um weitere Teilaspekte erweitert und auf weitere – 
auch unentgeltliche – Nutzungsverhältnisse übertragen.18

Ausgangspunkt des konkludenten Regressverzichts ist nach Ansicht Armbrüs-
ters, der wie erwähnt die deutsche Judikatur entscheidend geprägt hat, die im 
Zeitpunkt des Vertragsabschlusses bestehende Interessenlage. Der VN habe, so 
man ihm ökonomisch vernünftiges Handeln unterstelle, ein Interesse an der 
Maximierung des Nutzens seiner Versicherungsprämie.19 Eine solche „Nutzen-
maximierung“ könne etwa durch die Vergrößerung des Schutzumfangs in per-
soneller Hinsicht erreicht werden. Der VN sei nämlich typischerweise an der 
Aufrechterhaltung guter Beziehungen zu bestimmten Personen, zu denen er 
Vertragsverhältnisse unterhalte, interessiert.20 Regressansprüche des Versiche-
rers würden diese Interessen konterkarieren, weil der VN aufgrund von Unter-

15  Die Entscheidung des BGH stützt sich dabei nicht auf die veröffentlichte Disserta-
tion Armbrüsters (Armbrüster, Der Schutz von Haftpflichtinteressen in der Sachversiche-
rung [1994]), sondern auf einen später publizierten Besprechungsaufsatz (Armbrüster, 
Zur Haftung des Mieters für Sachschäden bei bestehender Sachversicherung des Vermie-
ters, NJW 1997, 177).

16  BGH IV ZR 298/99 VersR 2001, 94 (Lorenz; Wolter).
17  BGH IV ZR 298/99 VersR 2001, 94 (Lorenz; Wolter) stellt hier zwar den entschei-

denden Wendepunkt dar. Allerdings wurde die Judikatur auch zuvor nicht immer konse-
quent durchgehalten; vgl. etwa BGH IVa ZR 241/87 VersR 1988, 949 zur Mitversicherung 
des (hier fälschlich als Sacherhaltungsinteresse bezeichneten) Sachersatzinteresses des 
Leasingnehmers.

18  BGH IV ZR 116/05 NJW 2006, 3711.
19  Armbrüster, Haftpflichtinteressen 113.
20  Dies gelte auch für die Beziehung zwischen Gesellschaft und Organwalter (Arm-

brüster, Haftpflichtinteressen 115).
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stützungsobliegenheiten gegenüber dem Versicherer21 gezwungen werde, entge-
gen den Interessen des Sachnutzers zu handeln. Der VN habe daher ein berech-
tigtes Interesse daran, entsprechende Sachnutzer zumindest für leicht fahrlässige 
Schadensverursachungen vor etwaigen Regressansprüchen des Versicherers zu 
schützen. Dieses Interesse sei dem Versicherer auch hinreichend erkennbar.22 
Alldem stünden keine dem VN ausreichend erkennbaren Interessen des Versi-
cherers gegenüber. Der VN könne insb. nicht erkennen, ob die Rechtsposition 
des Versicherers nicht bereits durch die Bestimmungen über die Gefahrerhö-
hung ausreichend abgesichert sei.23 Folglich werde der Vertragszweck primär 
über die erkennbaren Interessen des VN definiert. Ein durchschnittlich verstän-
diger VN könne deshalb i.a.R. vom Bestehen eines Regressverzichts ausgehen, 
sofern der Versicherer nicht offenlege, am Fortbestand des Rückgriffsrechts ge-
gen den Nutzungsberechtigten24 interessiert zu sein. Dies folge allenfalls aus der 
Unklarheitenregel des (inzwischen aufgehobenen) § 5 AGBG.25 Armbrüster geht 
anders als der BGH26 von einer einfachen Vertragsauslegung aus. Das Ergebnis 
eines stillschweigend vereinbarten Regressverzichts lasse sich unmittelbar aus 
den gegenseitig erkennbaren Interessen ableiten und sei integraler Bestandteil 
des Vertrags, der zur Verwirklichung des Vertragszwecks als mitvereinbart an-
gesehen werden müsse.

2.1.2  Die österreichische Judikatur

Im Gegensatz zum BGH lehnte der OGH die Möglichkeit der Versicherung 
von Sachersatzinteressen in der Sachversicherung nie dem Grunde nach ab.27 
Dem Mieter einer versicherten Sache gewährte er einen solchen Schutz in Form 

21  Gemeint ist hier das sog „Aufgabeverbot“ in § 67 Abs 1 S 3 öVersVG (in D nunmehr 
noch weitreichender in § 86 Abs 2 VVG).

22  Armbrüster, Haftpflichtinteressen 124 f.
23  Armbrüster, Haftpflichtinteressen 138 ff.
24  In personeller Hinsicht möchte Armbrüster, Haftpflichtinteressen 149 ff. den Re-

gressverzicht vor allem Sachnutzern, denen die Sache im Rahmen eines Gebrauchsüber-
lassungsverhältnisses übergeben wurde, zugestehen.

25  Armbrüster, Haftpflichtinteressen 143; nunmehr § 305c Abs 2 BGB, der – anders als 
in Ö § 915 2. HS ABGB – auf Formulierungen in AGB beschränkt ist.

26  Fn. 2.
27  S. bereits OGH 7 Ob 307/63 VersR 1965, 580 zur Transportversicherung; OGH 

17.02.1993, 7 Ob 1/93 zur Mitversicherung des Sachersatzinteresses der Mitglieder eines 
Fliegervereins. Der 7. Senat stützt sich hierbei auf Martin, Deckung des Haftpflichtrisikos 
in der Sachversicherung, VersR 1974, 821 und Honsell, Der Regreß des Sachversicherer 
nach § 67 VVG bei Gebrauchsüberlassung an Dritte im österreichischen Recht, VersR 
1985, 301, die bereits zu diesem Zeitpunkt für die grundsätzliche Möglichkeit der Mit-
versicherung von Sachersatzinteressen eingetreten waren.
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einer echten Mitversicherung aber nicht.28 Auch eine Auseinandersetzung mit 
den Argumenten Armbrüsters zum konkludenten Regressverzicht erfolgte erst 
gut 20 Jahre nach der Judikaturwende in Deutschland. Das überrascht deshalb 
nicht, weil die Musterbedingungen der Gebäudeversicherung für Wohngebäude29 
und jene der Kaskoversicherung30 in Österreich jeweils einen ausdrücklichen Re-
gressverzicht zugunsten des Wohnungsinhabers bzw. berechtigten Lenkers ent-
halten, womit das Mieterregressschutzproblem in der Praxis entschärft wird.

Weil damit nicht sämtliche Sachversicherungszweige, in denen sich entspre-
chende Probleme stellen können, erfasst sind, und weil es sich um unverbindliche 
Musterbedingungen handelt, schafften es in der jüngeren Vergangenheit dennoch 
vereinzelte Mieterregressfälle zum OGH. Auch in Ö kam es dabei – wenn auch 
unter anderen Vorzeichen – zu einer Judikaturwende: Während der OGH zuletzt 
in 7 Ob 34/99x noch einen Regressanspruch gegen den prämienzahlenden (Un-
ter-)Mieter zuließ,31 orientierte er sich in zwei jüngeren Entscheidungen zuneh-
mend an der deutschen Rsp. Erstmals ausgiebig setzte sich der OGH in einer E 
zur Maschinenbruchversicherung32 mit der Judikatur des BGH zur versiche-
rungsvertraglichen Lösung der Mieterregressfälle auseinander. Gleichwohl er im 
konkreten Fall keinen konkludenten Regressverzicht annimmt,33 lässt er bereits 
deutliche Sympathien für die deutsche Judikatur durchklingen.

Mit 7 Ob 99/23v34 war es dann so weit: Der OGH musste sich mit der Frage 
des Regressschutzes des Mieters bei der Gebäudeversicherung auseinanderset-
zen, weil die zugrundeliegenden Bedingungen zur Leitungswasserversiche-
rung – anders als die Musterbedingungen – keinen ausdrücklichen Regressver-
zicht zugunsten des Wohnungsinhabers vorsahen. Der Versicherer deckte einen 
durch den Mieter verschuldeten35 Leitungswasserschaden gegenüber dem VN 

28  Der Mieter ist nach unverändert stRsp „Dritter“ iSd § 67 Abs 1 öVersVG (s nur RIS-
Justiz RS0080645; RS0081376 [T8]; OGH 07.04.2000, 7 Ob 34/99x).

29  Z 3 ZB W WG 2001 (Leitungswasserversicherung); Z 3 ZB F WG 2001 (Feuerversi-
cherung); abrufbar unter https://www.vvo.at/publikationen/musterbedingungen-klau-
seln/ (zuletzt aufgerufen: 26.06.2025).

30  Art 10 AKKB 2015.
31  OGH 07.04.2000, 7 Ob 34/99x; weitere Entscheidungen schon bei Fn. 5.
32  OGH 30.06.2021, 7 Ob 219/20m.
33  In der Sache stützt sich der 7. Senat beim Ausschluss des Regressrechts auf eine Haf-

tungsbeschränkung, was allerdings der spezifischen Fallkonstellation geschuldet ist; der 
Regressschutz wird hier also entgegen Neissl, Regressproblematik in der Gebäudeversi-
cherung am Beispiel des haftpflichtigen Mieters, VbR 2023, 8 (10) nicht über die Mitver-
sicherung des Sachersatzinteresses erzielt.

34  OGH 27.09.2023, 7 Ob 99/23v.
35  Genau genommen lag das verschuldete und schadensursächliche Verhalten bei ei-

nem durch die Mieterin beigezogenen Professionisten. Zur keineswegs selbstverständli-
chen Zurechnung an den Mieter Burtscher, JBl 2024, 323 (326).
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und Eigentümer des Gebäudes und klagte den Mieter im Regressweg. Der OGH 
nahm einen – im Wege einfacher Vertragsauslegung hergeleiteten – konkluden-
ten Regressverzicht im Gebäudeversicherungsvertrag an und stützte sich hierbei 
vor allem auf Armbrüster und die zu diesem Zeitpunkt bereits stRsp des 
BGH. Für Ö kommt der Entscheidung wie erwähnt schon deshalb eine große 
Bedeutung zu, weil sie erstmals klarstellt, dass der Mieter überhaupt vor dem 
Regress des Versicherers geschützt wird. Auf der anderen Seite bleiben aufgrund 
der deutlichen Positionierung, aber wenig reflektierten Übernahme der deut-
schen Judikatur viele Fragen offen.36 Bezüglich der bereits in der deutschen Ju-
dikatur thematisierten Fragen, bspw. betreffend die Abgrenzung des verzichts-
begünstigten Personenkreises,37 ist allerdings realistischerweise davon auszuge-
hen, dass sich die Divergenzen in der allfälligen österreichischen Folgejudikatur 
in Grenzen halten werden.

2.2  Die haftungsrechtliche Lösung und Kritik  
am konkludenten Regressverzicht

Der haftungsrechtlichen Lösung liegt der Gedanke zugrunde, dass die eigent-
liche Rechtfertigung für eine haftungsrechtliche Besserstellung des Mieters, der 
die anteilige Versicherungsprämie zu tragen hat, im Mietverhältnis, und nicht 
im Versicherungsverhältnis liegt.38 Der Mieter zahlt dem Vermieter einen um 
die (Gebäude-)Versicherungsprämien erhöhten Mietzins, weshalb ihm der Ver-
sicherungsschutz in Form einer (konkludenten) Haftungsbeschränkung auch 
zugutekommen soll. Der haftungsrechtliche Ansatz war im Zusammenhang mit 
Mieterregressfällen – wie bereits dargestellt – vor der deutschen Judikaturwende 
lange Zeit stRsp in Deutschland. Seine nunmehrige Ablehnung in der Rsp stößt 
in Ö wie in D auf anhaltende Kritik im Schrifttum.39

36  Ausf. dazu Kath, ZVers 2024, 129; zu ausgewählten Folgefragen auch Spadinger, 
VRW 2025, 58 (61 ff.).

37  Z. B. BGH IV ZR 116/05 NJW 2006, 3711 zur Anwendung des konkludenten Re-
gressverzichts auf unentgeltliche Gebrauchsüberlassungsverträge; nicht verzichtsbegüns-
tigt ist nach LG Düsseldorf 21 S 257/14 r+s 2017, 247 hingegen der unberechtigte 
Sachnutzer; s. auch BGH VII ZR 28/04 VersR 2005, 498 zu einer aus § 242 BGB abgelei-
teten Pflicht des Vermieters, zur vorrangigen Inanspruchnahme des Mieters (dazu noch 
unten); BGH IV ZR 273/05 VersR 2006, 1536; BGH V ZR 108/06 VersR 2008, 1108 zum 
Verhältnis zu einer deckungspflichtigen Haftpflichtversicherung.

38  Der Schutz des Mieters vor Regressansprüchen sei aus jenem Schuldverhältnis ab-
zuleiten, aus dem seine spezifische Schutzbedürftigkeit erst erfließe, s. Kath, Regress 167.

39  Kath, Regress 158 ff.; derselbe, ZVers 2024, 129; Günther, Der Regress des Sachversi-
cherers7 (2023) Rn. 615 ff.; Heinicke, Sachversicherung und fremde Interessen (2002).
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Die Kritiker beanstanden vor allem die einseitige Interessenanalyse40 der ver-
sicherungsvertraglichen Ansätze und stützen sich auf methodische Vorzüge der 
haftungsrechtlichen Lösung:41 Im Gegensatz zu einem Regressverzicht42 lasse 
sich eine Haftungsbeschränkung im Mietvertrag ohne Weiteres auf eine ergän-
zende Vertragsauslegung stützen.43 Die Überwälzung der Prämie ohne konkrete 
Gegenleistung lasse eine planwidrige Vertragslücke im Mietvertrag entstehen, 
die durch eine Haftungsbeschränkung für leichte Fahrlässigkeit zu schließen 
sei.44 Überdies weise die haftungsrechtliche Lösung eine Reihe rechtsfolgenseiti-
ger Vorteile auf.45 Insbesondere sei es dem Versicherer nicht möglich, sich den 
Regressanspruch durch einen ausdrücklichen Ausschluss des Regressverzichts 
vorzubehalten.

Wie erwähnt, stößt die haftungsrechtliche Lösung für den Mieterregress in der 
Judikatur der Höchstgerichte nunmehr auf Ablehnung. Diese gründet sich vor 
allem auf die Interessen des VN und Vermieters, der keinen Grund habe, auf 
seine Schadenersatzansprüche gegen den Mieter zu verzichten (dazu noch 3.3). 
Überdies sei fragwürdig, ob der Regressschutz des Mieters davon abhängen solle, 
dass dem Mieter die Prämie offen (und nicht bloß kalkulatorisch) überwälzt 
werde.46 Freilich kann die Begründung einer planwidrigen Vertragslücke allein 
aufgrund der Überwälzung der (anteiligen) Versicherungsprämien, die das Ge-
setz erlaubt, ohne dass es einer Gegenleistung bedürfte,47 durchaus in Zweifel 
gezogen werden. Auch die methodische Auseinandersetzung mit der haftungs-
rechtlichen Lösung soll an dieser Stelle aber nicht vertieft werden. Festzuhalten 
ist nur, dass der haftungsrechtliche Ansatz auch rechtsfolgenseitig Schutzlücken 

40  Kath, Regress 159; zuvor bereits Ch. Huber, Rechtsfolgen der Überwälzung von Prä-
mien einer Sachversicherung beim Mietvertrag, VersR 1998, 265 (271 f.).

41  Ausf. Heinicke, fremde Interessen 92 ff.
42  Dieser scheitere bereits am Vorliegen einer Vertragslücke, s. Heinicke, fremde Inter-

essen 101.
43  Heinicke, fremde Interessen 105 f; Kath, Regress 123 ff.
44  Kath, Regress 161 ff.
45  Dazu Kath, Regress 168 ff. 
46  OGH 27.09.2023, 7 Ob 99/23v Rn. 24. Zu bemängeln ist freilich, dass für die (kei-

neswegs neue) Problematik der verdeckten Prämienüberwälzung im Schrifttum bereits 
Lösungen angeboten wurden (Kath, Regress 124 ff.; Heinicke, fremde Interessen 137 ff.), 
die der OGH aber nicht aufgreift.

47  Das ergibt sich zum einen aus der Privatautonomie, die es erlaubt, den Mietzins als 
Hauptleistung des Mieters frei festzulegen und daher auch eine kalkulatorische Umlage 
der Betriebskosten zulässt. Zum anderen – nämlich im Bereich der Wohnraummiete, wo 
die Privatautonomie mit Blick auf die Festlegung des Mietzinses beschränkt wird, – er-
gibt sich die Zulässigkeit einer „unentgeltlichen“ Prämienüberwälzung aus § 556 BGB 
(Ö: § 21 Abs. 1 Z 4 ff. MRG), der die Betriebskostenüberwälzung dezidiert zulässt. Die 
Gebäudeversicherung kann für den Mieter zudem gewisse Vorteile bergen (vgl. § 7 
MRG).
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aufweist, weshalb er die Regressschutzthematik jedenfalls nicht vollumfänglich 
lösen kann. Das äußerst sich besonders bei gemeinschaftlichen Eigentumsver-
hältnissen. Erstreckt sich beispielsweise ein vom Mieter eines Wohnungseigen
tümers verursachter Feuer- oder Leitungswasserschaden (auch) auf andere Woh-
nungseigentumsobjekte, kann ihm im Wege der haftungsrechtlichen Lösung in-
soweit kein Regressschutz zuteil werden.48

3.  Neues aus Österreich: Der objektiv-abstrakte Ansatz

3.1  Allgemeines49

Vor dem Hintergrund der methodischen Schwächen und Schutzlücken der 
vertraglichen Regressschutzformen, die im Übrigen durch rechtsfolgenseitige 
Probleme flankiert werden,50 erscheint es besonders erwähnenswert, dass in Ös-
terreich nunmehr ein weiterer Lösungsansatz vorgeschlagen wurde, der den Re-
gressschutz auf eine objektiv-abstrakte Ebene befördert: Nach Burtscher51 kann 
die Anwendbarkeit des § 67 Abs. 1 öVersVG (§ 86 Abs. 1 VVG) u. U. bereits aus 
teleologischen Gründen ausscheiden. Das ergebe sich aus den typischen Interes-
sen der Parteien des Sachversicherungsvertrags,52 die bei berechtigter und be-
stimmungsgemäßer Sachnutzung ausnahmsweise nicht auf einen Regress ge-
richtet seien. Burtscher erkennt in der Armbrüster‘schen Interessenanalyse also 
abstrahierbare und damit schon für die Gesetzesauslegung maßgebliche Wer-

48  Die Gebäudeversicherung wird hier von der Wohnungseigentümergemeinschaft zu-
gunsten der Wohnungseigentümer abgeschlossen (Fenyves, WEG und Versicherungsver-
tragsrecht, wobl 2015, 137), die auch mit ihrem Sachersatzinteresse mitversichert sind 
(zutreffend OGH 27.02.2014, 1 Ob 150/13k; zu den Wohnungseigentumswerbern OGH 
28.11.2012, 7 Ob 176/12a) und daher selbst keinem Regress des Versicherers unterliegen. 
Schädigt der Mieter eines Wohnungseigentümers, der „nur“ durch eine Haftungsbe-
schränkung im Mietvertrag geschützt ist, einen anderen Wohnungseigentümer, steht die-
sem grundsätzlich ein Ersatzanspruch zu. Die Haftungsbeschränkung in einem fremden 
Mietverhältnis kann auf ihn nicht durchschlagen (zutr. bereits Wolter, VersR 2000, 1102; 
a. A. mit m. E. nicht überzeugender Begründung aber LG Meiningen 31.01.2000, 6 S 
259/99 VersR 2000, 1102; LG Darmstadt 28.04.2000, 24 S 4/00 VersR 2001, 502 [zust. 
Schwickert]. Schwickert versucht dies auf einen Freistellungsanspruch des Mieters gegen 
den Vermieter für Schäden anderer Wohnungseigentümer zu stützen. Fraglich erscheint 
schon, wie sich ein solcher Anspruch auf den Regressanspruch des Versicherers auswir-
ken soll. Die stillschweigende Vereinbarung eines solchen Freistellungsanspruchs allein [!] 
aufgrund der Überwälzung der Betriebskosten ist überdies höchst zweifelhaft).

49  S. dazu auch Spadinger, VRW 2025, 58 (60 f.).
50  Ausf. etwa zur Problematik der ausdrücklichen Abbedingung einer konkludenten 

Haftungs- oder Regressbeschränkung Spadinger, VRW 2025, 58 (61 ff.).
51  Burtscher, Haftungsausschluss, Legalzession und Regressverzicht des Sachversiche-

rers, Korrespondenz zu OGH 7 Ob 219/20m, JBl 2022, 123 (126).
52  Burtscher, JBl 2022, 123 (126).
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tungsgesichtspunkte. Nachdem die Legalzession im VVG 1908 aus der früheren 
Vertragspraxis entstanden ist und damit selbst an den mutmaßlichen Parteiwil-
len anknüpft,53 erscheint es tatsächlich naheliegend, eine typisiert abweichende 
Interessenlage bereits auf Gesetzesebene fruchtbar zu machen.54 Dies kann ge-
wiss ein Ausgangspunkt für eine einschränkende Auslegung des § 67 Abs. 1 
öVersVG sein; hinzu treten müssen m. E. aber weitere teleologische Argumente, 
die an die zentralen Wertungen der Legalzession anknüpfen. § 67 öVersVG hat 
nebst der Festschreibung des typischen Parteiwillens im Versicherungsvertrags-
verhältnis die Vermeidung einer Bereicherung des Schädigers sowie des VN vor 
Augen (doppelte Vermeidung einer Bereicherung).55 Jedenfalls auf die klassi-
schen Mieterregressfälle treffen diese Zwecke allerdings nichts zu: Es droht eben 
keine Bereicherung des Schädigers, wenn er selbst die Versicherungsprämien 
trägt.56 Ganz in diesem Sinne brachte es schon Honsell auf den Punkt: „Die 
Überlegung, der Schädiger dürfe nicht frei werden, ist geradezu abwegig, wenn er 
in Wahrheit die Prämienzahlung aufgebracht hat oder aus sonstigen Gründen zu-
mindest wirtschaftlich als Versicherter zu betrachten ist“.57 Mag dies allgemein 
einleuchten, ist die Stichhaltigkeit dieser These noch an späterer Stelle im scha-
denersatzrechtlichen Kontext eingehend zu untersuchen (3.2). Nur wenn sich 
auch dort ein Schädigerschutz – kraft Vorteilsausgleichs – begründen lässt, ist 
ein einschränkendes Normverständnis des § 67 Abs 1 VersVG auch schadener-
satzrechtlich abgesichert.

Die Annahme einer typisiert auf eine Regressbefreiung gerichteten Interes-
senlage, verbunden mit der nicht einschlägigen haftungsrechtlichen Wertung 
der Regressnorm, ist nun also durchaus ein gewichtiges Argument dafür, den 
Begriff des „Dritten“ i. S. des § 67 Abs. 1 öVersVG so auszulegen, dass ein Nut-
zungsberechtigter, der zugleich den Versicherungsschutz finanziert, nicht davon 

53  So war es schon vor der Legalzession im 19. Jahrhundert schlicht üblich, den VN 
zur Abtretung etwaiger Schadenersatzansprüche zu verpflichten: dazu Oertmann, Die 
Vorteilsausgleichung beim Schadenersatzanspruch im römischen und deutschen bürger-
lichen Recht (1901) 111 ff. Eine Verpflichtung zur späteren rechtsgeschäftlichen Zession 
fand sich oftmals in den Versicherungsbedingungen (s Schultz, Grundsätze der versiche-
rungsrechtlichen Vorteilsausgleichung [1934] 56 f.).

54  Dazu auch schon Hagen in Ehrenberg, Handbuch des gesamten Handelsrechts VIII/I 
(1922) 650.

55  Weder der VN noch der Schädiger soll durch die Versicherungsleistung einen Vor-
teil erlangen, so bereits die Motive zum deutschen VVG 1908 139; zur heute nach wie vor 
maßgeblichen Bedeutung dieses Zwecks statt aller BGH IV ZR 169/20 VersR 2021, 772; 
Perner, Privatversicherungsrecht2 (2024) Rn. 3.101; Segger, in: MüKo VVG I3 § 86 Rn. 17 
m. w. N.

56  Vgl. I. Vonkilch, wobl 2023, 508 (512 f.). 
57  Honsell, VersR 1985, 301, der aber dennoch keine objektive Lösung in Betracht 

zieht, sondern für die (freilich vertragliche) Einbeziehung der Sachersatzinteressen op-
tiert.
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erfasst wird. Tatsächlich kann schon rein sprachlich kaum mehr von einem 
„Dritten“ die Rede sein, wenn die damit angesprochene Person nicht nur die 
versicherte Sache (als Bezugspunkt des versicherten Risikos) dauerhaft und an-
stelle des Eigentümers nutzt, sondern – wirtschaftlich betrachtet – auch die cha-
rakteristische Hauptleistung des VN erbringt. Dieses enge Naheverhältnis zum 
Sachversicherungsvertrag ermöglicht m. E. die Annahme eines Regressschutzes 
innerhalb der Wortlautgrenze: Der prämienzahlende Mieter ist in der Gebäude-
versicherung also i.d.R kein Dritter i. S. des § 67 Abs. 1 öVersVG. Er unterliegt, 
ebenso wie der Träger eines Sachersatzinteresses, schon ex lege keinem Regress-
anspruch des Versicherers.

Der objektiv-abstrakte Ansatz steht und fällt also mit einem im Vergleich zum 
einhelligen Verständnis enger verstandenen Begriff des „Dritten“ und darf m. E. 
nicht überspannt werden. Es ist im Allgemeinen nämlich nicht abzustreiten, 
dass Dritter i. S. des § 67 Abs. 1 öVersVG derjenige ist, dem kein zum konkreten 
Schaden kongruentes Interesse zukommt.58 Durch das mit dem Abstellen auf 
das kongruente Interesse einhergehende weite Verständnis wird nicht nur mög-
lichst umfassend den Zwecken der Legalzession zum Durchbruch verholfen.59 
Es passt auch schlicht in die Systematik des VVG und öVersVG, das im Bereich 
der Schadensversicherung vielfach auf dem Interessenbegriff aufbaut.60 Stets, 
wenn das Gesetz an eine versicherungsvertraglich geschützte Person oder Posi-
tion anknüpft, wird – auch mangels ausdrücklicher Normierung61 – auf den In-
teressenbegriff abgestellt. Es leuchtet dementsprechend ein, dass Regressschuld-
ner dem Grunde nach all jene Personen sind, denen kein schadenskongruentes 
Interesse zukommt. Dass diese Negativdefinition des Dritten aber rein vom 
Wortlaut her nicht zwingend und ein engeres Verständnis bei ausreichender te-
leologischer Rechtfertigung daher denkbar ist, wurde bereits dargestellt. Dies 
kann mit dem oben Gesagten allerdings nur unter bestimmten Voraussetzungen 
angenommen werden: Der Schädiger muss die versicherte Sache dauerhaft an-
stelle des VN nutzen, damit ein für die einschränkende Auslegung ausreichen-
des Naheverhältnis zur versicherten Sache und damit zum Versicherungsver-
hältnis gegeben ist. Hinzu treten muss – als haftungsrechtliche Rechtfertigung – 

58  Kath, Regress 88; ausf. Armbrüster, Haftpflichtinteressen 31 ff.; derselbe, in: Prölss/
Martin, VVG32 (2024) § 86 Rn. 22, mit Judikaturnachweisen in Rn. 27 ff.; Kraus, Die Ver-
sicherung für fremde Rechnung (2017) 179; zum Kongruenzkriterium auch die Rsp, s. 
OGH 30.01.1992, 7 Ob 34/91 zur Bauwesenversicherung: Maßgebend sei stets, „ob Re-
greß wegen solcher Schäden genommen wird, für die der [Schädiger] tatsächlich mitversi-
chert ist“.

59  Vgl. Segger, in: MüKo VVG I3 § 86 Rn. 114.
60  Vgl. die ausdrückliche Anknüpfung in den §§ 57 ff.; 68; 80 öVersVG.
61  Vgl. dazu etwa den Meinungsstand zu Versicherung für fremde Rechnung (statt al-

ler Kraus, fremde Rechnung 47 m. w. N.).
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die Prämientragung durch den Schädiger.62 Objektiv-abstrakter Regressschutz 
kann damit lediglich für entgeltliche und andauernde Nutzungsverhältnisse be-
stehen. Der Schutzbereich erfasst folglich in erster Linie Mieter, Pächter und 
Leinehmer, die die Betriebskosten bezahlen.

Nach der hier vertretenen Auffassung kann der objektiv-abstrakte Regress-
schutz also bereits im Wege der teleologischen Gesetzesauslegung verwirklicht 
werden. Dem stehen – insb. in Ö – keine historischen Argumente entgegen: Der 
Gesetzgeber hatte das Regressproblem im Zusammenhang mit der Fremd-
sachnutzung zum Zeitpunkt der Genese des VVG 1908 (§ 67 öVersVG ent-
spricht nach wie vor der Urfassung aus 1908) nicht vor Augen. Aus dem Ange-
hörigenprivileg (§ 67 Abs. 2 öVersVG) als einzig positivierter Regressausnahme 
lässt sich m. E. nichts Gegenteiliges ableiten,63 weil hiermit ganz andere Zwecke 
als mit dem in Rede stehenden Mieterschutz verfolgt werden: Es geht um den 
Schutz des VN selbst und die faktische Aufrechterhaltung seines Versicherungs-
schutzes, der durch den Regress gegen eine typischerweise mit dem VN in einer 
Wirtschaftsgemeinschaft stehenden Person nicht ausgehöhlt werden soll.64 Auf-
grund der ganz unterschiedlichen Stoßrichtung der Angehörigenbegünstigung, 
lässt sich aus § 67 Abs 2 öVersVG m. E. keinesfalls auf einen gesetzgeberischen 
Willen schließen, der anderen Regressausnahmen grundlegend entgegenstünde. 
Wesentlich näher liegt demgegenüber die Annahme, dass das gegenständliche 
Regressproblem schlicht nicht bedacht wurde.

In Deutschland ist die Ausgangslage freilich eine andere: Zwar verfolgt auch 
hier das Privileg der häuslichen Gemeinschaft in § 86 Abs. 3 VVG andere Zwe-
cke als der besprochene Regressschutz. Doch wurde diese Wertungsdivergenz 
durch die Herausnahme der Angehörigeneigenschaft als Voraussetzung des Re-
gressprivilegs im Rahmen der Reform 2008 doch etwas abgeschwächt. Überdies 
war dem Gesetzgeber die Diskussion und Judikatur rund um den Regressschutz 
zu diesem Zeitpunkt wohl bekannt, veranlasste ihn aber dennoch nicht zur Nor-
mierung einer entsprechenden Regressausnahme.65 Einer einschränkenden te-

62  Insofern etwas anders Burtscher, JBl 2022, 123 (126).
63  In diese Richtung aber Uitz, ImmoZak 2024, 7 (8 f.).
64  S. bereits Motive VVG 1908 140; s. auch RIS-Justiz RS0081412; OGH 23.11.1988, 7 

Ob 44/88 m. w. N. aus D; BGH IV ZR 270/78 VersR 1980, 644; ausf. etwa Müller, Regreß 
nach § 1542 RVO bei Schadenszufügung unter Familienangehörigen, in: FS Schieckel 
(1978) 205 (213 f.); Quast, Der Ausschluss der Regressnahme von Privatversicherern und 
Sozialversicherungsträgern bei Schadenszufügungen unter Familienangehörigen (§§ 67 
VVG, 640 und 1542 RVO) (1975) 100.

65  Eine solche ausdrückliche Ausnahme ist etwa in Art 95c Z3 lit c des schweizerischen 
VVG für berechtigte Sachnutzer vorgesehen (näher dazu Burtscher, JBl 2024, 323 [326]). 
Nachdem der deutsche Gesetzgeber trotz Neuregelung des Regressprivilegs in § 86 Abs 3 
VVG von einer entsprechenden Ausweitung abgesehen hat, kann hier wohl von einer be-
wussten legislativen Entscheidung ausgegangen werden.
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leologischen Interpretation des § 86 Abs. 1 VVG stehen daher wohl historische 
Argumente gegenüber, die gegen die besprochenen teleologischen Argumente 
abzuwägen sind.

3.2  Fortschreibung durch Vorteilsanrechnung

3.2.1  Einordnung des Problems

Ist die Legalzession des § 67 öVersVG nicht anzuwenden, bedarf es der Be-
schäftigung mit Problemen, die diese zunächst hintangehalten hat. Dazu zählt 
vor allem die ganz grundsätzliche Frage nach der Bedeutung der Versicherungs-
leistung für einen allfälligen Schadenersatzanspruch des VN. Wie wirkt sich die 
Versicherungsdeckung also haftungsrechtlich aus? Diese Frage spielt bei der 
Schadensversicherung heute wegen des i. d. R. greifenden Anspruchsübergangs 
im Allgemeinen kaum eine Rolle; soll der Schadenersatzanspruch gegen den 
Dritten ex lege auf den Versicherer übergehen, wird er naturgemäß durch die 
Leistung des Versicherers nicht ausgeglichen („verhinderter Vorteilsausgleich“).

Für die gegenständlichen Zwecke ist die Annahme eines Vorteilsausgleich 
nun in zweierlei Hinsicht von Bedeutung: Zum Einen ist nur damit sicherge-
stellt, dass der Sachnutzer auch tatsächlich geschützt ist und mangels An-
spruchsübergangs nach § 67 Abs 1 VersVG nicht einem Schadenersatzanspruch 
des VN ausgesetzt ist. Zugleich erweist sich die schadenersatzrechtliche Folge-
problematik aber auch als Voraussetzung für die oben dargestellte teleologische 
Auslegung: Nur, wenn (auch) das Schadenersatzrecht erlaubt, dass die Versiche-
rungsleistung den Schädiger von seinen Verpflichtungen befreit, trifft das Rege-
lungsanliegen der doppelten Vermeidung einer Bereicherung nicht mehr zu. 
Die nachfolgenden Erwägungen dienen folglich auch der Bekräftigung der oben 
dargelegten teleologischen Interpretation des § 67 VersVG.

Aufschlussreich können beim Thema Vorteilsausgleich zunächst die Erwä-
gungen des historischen Gesetzgebers zu den Rechtsfolgen des bereits in der 
Urfassung des deutschen VVG aus 1908 enthaltenen Angehörigenprivilegs 
(heute noch in § 67 Abs. 2 öVersVG) sein, das nämlich ebenso einen Ausschluss 
der Legalzession normiert: „Dass […] der Versicherungsnehmer […] nicht be-
rechtigt ist, von dem Familienangehörigen nochmals Schadenersatz zu fordern, 
braucht im Gesetze nicht besonders ausgesprochen zu werden; denn wenn der Ver-
sicherungsnehmer von dem Versicherer befriedigt ist, besteht für ihn ein Schaden, 
dessen Ersatz er verlangen könnte, nicht mehr.“66 Der Gesetzgeber des VVG aus 
1908 geht bei ausnahmsweisem Ausschluss der Legalzession also offenbar von 
einer „automatischen“ Beseitigung des Schadens und damit des Ersatzanspruchs 

66  Motive VVG 1908 140.
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durch die Leistung aus der Schadensversicherung aus. Er hält dies für derart 
selbstverständlich, dass er eine ausdrückliche gesetzliche Anordnung nicht für 
nötig erachtet. Teils mag diesen Erwägungen ein überholtes Verständnis der 
Schadensberechnung zugrunde liegen.67 Die Motive sprechen aber überdies für 
die Intention des Gesetzgebers, den Angehörigen (auch) haftungsrechtlich zu 
begünstigen, worauf noch später zurückzukommen ist (3.2.4.).

Soll nun der idealtypische Anspruchsübergang bei der Schadensversicherung 
ausnahmsweise nicht greifen, bleibt nach heutigem Verständnis der Schaden 
dennoch dem Grunde nach bestehen.68 Mangels Gleichrangigkeit im Verhältnis 
Schädiger und Versicherer69 ist insb. keine Solidarschuld anzunehmen, die eine 
automatische Tilgungswirkung zur Folge hätte (vgl. § 893 ABGB).70 Weil die 
Schadenssumme allerdings von dritter Seite getragen wird, stellt sich die Frage 
nach der haftungsrechtlichen Relevanz dieser „Zuwendung“. Bringt diese den 
Schadenersatzanspruch des VN zum Erlöschen, weil sich dieser die Drittleis-
tung als Vorteil anzurechnen hat? Es geht also um die Frage des allgemein-zivil-

67  S. z. B. F. Mommsen, Zur Lehre von dem Interesse (1855) 192 f: „Das Natürliche und 
eigentlich ganz von selbst sich Verstehende ist, dass Beides [Anm: Schaden und Vorteil] zu-
sammengerechnet wird“; s. auch Ebel, Zur Dogmatik des Angehörigenprivilegs, VersR 
1978, 1083 m. w. N.; zur heute in D vorherrschenden – und durch eine wertende Betrach-
tung angereicherten – Differenzhypothese s. z. B. BGH VII ZR 183/79 NJW 1980, 1386; 
Thüsing, Wertende Schadensberechnung (2001) 8 ff.; Oetker, in: Münchener Kommentar 
BGB II10 (2025) § 249 Rn. 20 ff. Allerdings war es selbst zur Zeit vor der Positivierung ei-
ner § 67 öVersVG entsprechenden Legalzession keineswegs selbstverständlich, dass die 
Deckungsleistung des Schadensversicherers den Schaden (zugunsten des Schädigers) 
„aus der Welt schafft“ (vgl. die Judikaturnachweise aus dem 19. Jahrhundert bei Oert-
mann, Die Vorteilsausgleichung beim Schadenersatzanspruch im römischen und deut-
schen bürgerlichen Recht [1901] 111 ff.: Demnach wurde auch schon vor der Normie-
rung einer Legalzession vielfach von einer Pflicht des VN zur Abtretung etwaiger Scha-
denersatzansprüche an den Versicherer ausgegangen [vgl. § 255 BGB]. Freilich war dies 
i.d.R auf eine ausdrückliche vertragliche Verpflichtung in den Versicherungsbedingun-
gen zurückzuführen [s. Schultz, Grundsätze der versicherungsrechtlichen Vorteilsaus-
gleichung {1934} 56 f.]. Zu einem allgemeinen Rechtsgrundsatz, der sich auch ohne ver-
tragliche Vereinbarung ergeben würde, emanzipierte diese Vertragspraxis damals hinge-
gen nicht [s. RG VI 314/92 RGZ 31, 156]).

68  Mag es etwa in Folge der Wiederherstellung oder Reparatur einer versicherten Sa-
che natürlich erscheinen, den Schaden als beseitigt anzusehen, ändert dieser in Wahrheit 
nur sein „Gestalt“ (zur „Veränderung der Gestalt“ des Schadens im Vermögen des Ge-
schädigten s. Wendehorst, Schadensfeststellung und Vorteilsausgleichung, in: FS Fischer-
Czermak [2024] 919 [919]) und besteht in Form der Reparaturkosten fort, die eben 
durch den Versicherer  – und damit durch einen Dritten  – beglichen werden. Letztlich 
handelt es sich hierbei um einen Fall der Schadensverlagerung auf einen Dritten.

69  Vgl. allgemein Perner, in: Klang, ABGB3 (2008) § 891 Rn. 31. Die fehlende Gleich-
rangigkeit bringt gerade § 86 VVG zum Ausdruck. Der Schädiger könnte nach Leistung 
an den VN jedenfalls keinen Regress gegen den Versicherer geltend machen.

70  Baumann, in: Honsell, BK VVG § 67 Rn. 15 m. w. N. (Ausnahme u. U. bei Garantie-
zusage eines Dritten: Rn. 17).
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rechtlichen Vorteilsausgleichs,71 bei der es nach der ganz h. M. auf den Zweck 
der Zuwendung ankommt.72 Entscheidend ist also, ob die Leistung des Dritten 
aus teleologischen Gesichtspunkten den Schädiger entlasten soll. Bei dieser Be-
urteilung ist der Gesetzeszweck heranzuziehen;73 ferner muss die Anrechnung 
des Vorteils mit dem Zweck des Schadenersatzes d’accord gehen und darf nicht 
zu unbilligen Ergebnissen führen.74

Mit diesem Verständnis der Vorteilseinrechnung lässt sich – wie im Folgen-
den gezeigt wird – eine Anrechnung der Deckungssumme auf den Schadener-
satzanspruch des VN in den Anwendungsfällen des objektiv-abstrakten Re-
gressschutzes ohne Weiteres in Einklang bringen, aber der Reihe nach.

3.2.2  Anwendung auf den objektiv-abstrakten Ansatz

Dass die Anrechnung der Vorteile durch Versicherungsleistungen im Allge-
meinen alles andere als selbstverständlich ist, wird dem Rechtsanwender bei Lek-
türe der einschlägigen Judikatur und ihrer Aufarbeitung im Schrifttum rasch 
klar. Leistungen aus privaten Versicherungen werden demnach grundsätzlich 
nicht als Vorteil aufseiten des Geschädigten angerechnet.75 Das ist letztlich Aus-
fluss der obigen allgemeinen Ausführungen zum Vorteilsausgleich: Leistungen 
eigens abgeschlossener Versicherungen sollen dem Geschädigten grundsätzlich 
auch selbst zugute kommen. Zwar soll nach dem Ausgleichsgedanken des Scha-
denersatzrechtsrechts der Geschädigte durch den Schadensfall nicht besser ge-
stellt werden.76 In Leistungen eigens finanzierter Versicherungsleistungen wird 

71  Nicht zur verwechseln ist diese Problematik mit der „versicherungsrechtlichen Vor-
teilsausgleichung“, bei der es um die Frage geht, inwieweit sich der VN gegenüber dem 
Versicherer Vorteile aus Anlass des Versicherungsfalls anrechnen lassen muss (zur Unter-
scheidung Möller, in: Bruck/Möller, VVG II8 (1961) Vor §§ 49 – 80 Rn. 51).

72  S. Koziol, Haftpflichtrecht I4 D/2/55 (2020) m. w. N.; Reischauer, in: Rummel3 §1312 
(2007) Rn. 4; Karner, in: Bydlinski/Perner Spitzer, KBB7 (2023) § 1295 Rn. 16; Wende-
horst, Anspruch und Ausgleich (1999) 125 m. w. N. aus D; Schreier, Das Verhältnis zwi-
schen Schadensrecht und Schadensversicherung (2017) 82 m. w. N.

73  OGH 29.04.2004, 6 Ob 260/03h zur daher verneinten Anrechnung der Notstands-
hilfe und des Pensionsvorschusses im Sozialversicherungsrecht.

74  RIS-Justiz RS0023600.
75  Reischauer, in: Rummel, ABGB3 §1312 Rn. 11; ähnlich auch in D, s. m. w. N. Oetker, 

in: MüKo BGB II10 § 249 Rn. 262 ff.; Höpfner, in: Staudinger, BGB – Buch 2: Recht der 
Schuldverhältnisse: §§ 249 – 254 (Schadenersatzrecht) (2021) § 249 Rn. 162 ff. Auch hier 
geht es in erster Linie um die Summenversicherung, weil für die Schadensversicherung 
grundsätzlich § 86 VVG greift; gleichermaßen für Schadens- und Summenversicherung: 
Sieg, in: Bruck/Möller, VVG II8 § 67 Rn. 7.

76  Oetker, in: Müko BGB II10 § 249 Rn. 24 m. w. N.
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eine solche Besserstellung allerdings zurecht nicht erkannt.77 Da der Schädiger 
auch nichts zur Versicherungsleistung beigetragen hat, gilt das französische 
Rechtssprichwort: „On ne se libere que de ses deniers d‘autrui, surtout pas du de-
nier du lésé“ (Seiner Verbindlichkeit entledigt man sich nur mit eigenem Geld, nicht 
mit dem Geld anderer […]).78 Dass allerdings im Einzelnen auch anderes gelten 
kann, liest man bereits bei Armin Ehrenzweig79 „Nicht anrechenbar sind Versiche-
rungsansprüche, wenn die Versicherung nicht gerade dazu bestimmt war, den Haft-
pflichtigen zu entlasten […]“.80 Bezweckt eine Versicherungsleistung also aus-
nahmsweise doch die Entlastung des Schädigers, ist auch hier nach allgemeinen 
Regeln ein Vorteilsausgleich denkbar. Das führt zu der in einem ersten Schritt 
gebotenen Differenzierung zwischen Summen- und Schadensversicherung. So-
weit sich die grundsätzliche These der Nichtanrechenbarkeit freiwilliger Versi-
cherungsleistungen nämlich auf die Summenversicherung bezieht, ist ihr m. E. 
uneingeschränkt zuzustimmen. Aufgrund des bei der Summenversicherung ent-
behrlichen Konnexes der Versicherungsleistung zu einem konkreten Schaden,81 
soll diese ihrem Zweck nach nicht den Schädiger entlasten, sondern regelmäßig 
dem Geschädigten – zusätzlich zu einem etwaigen Schadenersatzanspruch – zu-
gutekommen. Es ist also etwa selbstverständlich, dass ein Schadenersatzanspruch 
des hinterbliebenen Begünstigten eines lebensversicherten Unfallopfers nicht 
durch die ihm zukommende Versicherungssumme gemindert wird. Eine finan-
zielle Besserstellung des Begünstigten ist hier ja gerade intendiert.82 Auch die 

77  Dazu und allgemein zum grundsätzlichen Einklang der Nichtanrechnung von Ver-
sicherungsleistungen mit den allgemein zivilrechtlichen Grundsätzen des Vorteilsaus-
gleichs Segger, in: MüKo VVG I3 § 86 Rn. 21 f. Rechtsvergleichend wird diese Wertungs-
frage aber durchaus verschiedentlich beantwortet: Etwa dürften in den Niederlanden 
selbst Leistungen aus Summenversicherungen als schadenersatzmindernd in Abzug ge-
bracht werden (Thüsing, Wertende Schadensberechnung 303); demgegenüber wird dies 
in Frankreich auch bei ausnahmsweiser Nichtanwendung der Legalzession in der Scha-
densversicherung abgelehnt (Thüsing, Wertende Schadensberechnung 236 f.).

78  Zitiert und übersetzt bei OGH 11.03.1953, 2 Ob 106/53.
79  Armin Ehrenzweig, System des österreichischen allgemeinen Privatrechts II/12 

(1928) 46.
80  Der zitierten Stelle folgt ein Verweis auf die damals in § 62 öVVG verankerte Le-

galzession.
81  Die Versicherungsleistung dient nicht dem Schadensausgleich und kann im Sinne 

der abstrakten Bedarfsdeckung auch der Höhe nach frei bestimmt werden (s. nur Perner, 
Privatversicherungsrecht2 Rn. 1.29).

82  Die Lebensversicherung dient der Kapital- und Rentenvorsorge und nicht der Scha-
densdeckung, s bereits RG III 182/36 RGZ 155, 186 im Zusammenhang mit der in § 839 
Abs. 1 S. 2 BGB positivierten Anrechnung von Ersatzleistungen bei der Amtspflichtver-
letzung. Bereits hier verweist das Reichsgericht auf die Unterschiede zwischen Schadens- 
und „Personenversicherung“; s. zur Nichtanrechnung der Lebensversicherung auch BGH 
VI ZR154/62 NJW 1963, 1604 (Unterscheidung zwischen Spar- und Risikolebensversi-
cherung); BGH VI ZR 218/76 NJW 1979, 760 (ausdrückliche Aufgabe dieser Unterschei-
dung).
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Rsp,83 auf die sich der obige Grundsatz der Nichtanrechenbarkeit privater Versi-
cherungsleistungen stützt, hatte sich wenig überraschend de facto ausschließlich 
mit der Vorteilsanrechnung bei der Summenversicherung auseinanderzuset-
zen.84 Dass nun die Schadensversicherung in diesem Zusammenhang verschie-
den zu behandeln sein könnte, lässt sich in einigen Entscheidungen bereits zwi-
schen den Zeilen herauslesen.85 Entscheidend für die gebotene Differenzierung86 
ist, dass die Schadensversicherung im Gegensatz zur Summenversicherung scha-
denskongruente Leistungen erbringt. Diese sollen im Sinne der konkreten Be-
darfsdeckung also auf den Schadens- und Bedarfsausgleich beschränkt sein.87 
Damit wohnt der Schadensversicherung – ganz im Sinne der Ausgleichsfunktion 

83  OGH 2 Ob 179/48 SZ 22/61; OGH 8 Ob 42/79 SZ 52/84; OGH 2 Ob 26/90 JBl 1990, 
801; zur dRsp s. vorige Fn.

84  Vgl. als einzige Ausnahme in Ö hiervon OGH 2 Ob 146/76 ZVR 1977/207. Der 
OGH lehnt hier zwar eine Vorteilsanrechnung ab; dies bezieht sich allerdings nur auf die 
Differenz zwischen Neu- und Zeitwert. Weil der Neuwert haftungsrechtlich nicht ersatz-
fähig ist, im Rahmen der Schadensversicherung aber (ausnahmsweise) noch als konkre-
ter Bedarf versichert werden kann, liegt der Zweck dieser Differenzsumme gerade darin, 
dem VN zusätzlich zugute zu kommen. Die Entscheidung ist m. E. daher richtig, lässt 
sich aber für die Schadensversicherung jedenfalls nicht verallgemeinern.

85  OGH 2 Ob 179/48 SZ 22/61: „Die Rechtsprechung hält vielmehr seit langer Zeit […] 
an dem Grundsatz fest, dass  – anders als bei der Schadenversicherung [Hervorhebung 
durch den Autor] – sich bei der Unfallversicherung der Geschädigte auf seine Ansprüche ge-
gen den Beschädiger jene Beträge nicht anrechnen lassen muss“; OGH 2 Ob 26/90 JBl 1990, 
801: „[…] muss sich der Kl – ausgenommen die aufgrund der Betriebsunterbrechungsver-
sicherungen geleisteten Zahlungen, die er selbst in Abzug brachte [Hervorhebung durch 
den Autor] – die Leistungen Dritter nicht als Vorteil anrechnen lassen.“

86  S. im Zusammenhang mit der Insassenversicherung auch Ritzberger, Die Insassen-
versicherung. Ihr Wesen und die Anrechnung ihrer Leistungen auf die Haftpflichtversi-
cherungsleistungen, JBl, 1960, 430 (435), der hinsichtlich der Anrechenbarkeit der Vor-
teile zurecht zwischen Leistungen mit dem Charakter einer Summenversicherung und 
schadensbezogenen Versicherungsleistungen differenziert; a. A. in D bezüglich einer un-
terschiedlichen Behandlung Sieg, in: Bruck/Möller, VVG II8 § 67 Rn. 7; Segger, in: MüKo 
VVG I3 § 86 Rn. 22.

87  Freilich sind hier Unterschiede zwischen der deutschen und österreichischen 
Rechts- und Judikaturlandschaft auszumachen. Während in Ö mit § 55 öVersVG das 
Prinzip der konkreten Bedarfsdeckung (von der Rsp nach wie vor i. S. eines allgemeinen 
Bereicherungsverbots verstanden, s. z. B. OGH 16.02.2022, 7 Ob 9/22g) nach wie vor 
dogmatisch verankert ist, hat sich das deutsche VVG (u. a. durch Aufhebung des § 55 
dVVG a. F.) sowie der deutsche Meinungsstand doch zu einem gewissen Grad von einem 
allzu strikten Prinzip der konkreten Bedarfsdeckung entfernt (ausf. Schreier, Verhältnis 
122 ff.; zum verbleibenden Erfordernis eines Zusammenhangs zu einem wirtschaftlichen 
Interesse des VN Schreier, a. a. O. 137 ff.; s. auch Wandt, Versicherungsrecht6 [2016] 
Rn. 758). Zumindest die in § 86 VVG zum Ausdruck kommende Ablehnung einer dop-
pelten Schadensliquidation ist allerdings grundsätzlich anerkannt und wird teils auch als 
zwingender Grundsatz der Schadensversicherung angesehen: Armbrüster, in: Prölss/
Martin, VVG32 § 86 Rn. 107: Keine Abbedingung des § 86 Abs. 1 VVG in Richtung einer 
doppelten Befriedigung des VN; dazu a. A. Baumann/Koch, in: Bruck/Möller, VVG I10 
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des Schadenersatzrechts – das Anliegen inne, nebst dem Schädiger auch den VN 
nicht zu bevorteilen. Es ist gerade dieses (zusätzliche) Bedürfnis bei der Scha-
densversicherung, das die Positivierung einer Legalzession ursprünglich erfor-
derlich gemacht hat.88 Ist diese ausnahmsweise nicht anzuwenden, bleibt es von-
nöten, im Einzelnen zu prüfen, welches Anliegen überwiegt. Wenn dabei die 
intendierte Vermeidung der Bevorteilung des Schädigers wertungsmäßig hinter 
die ebenso bezweckte Verhinderung der Bereicherung des VN zurücktritt, ist 
eine Vorteilsanrechnung teleologisch gerechtfertigt.

Beim objektiv-abstrakten Regressschutz ist nun eben dies der Fall: Der Schä-
diger trägt die Prämien und finanziert den Versicherungsschutz; die Nichtan-
wendung des § 67 Abs. 1 öVersVG wird daher durch die nicht drohende Berei-
cherung des Schädigers gerechtfertigt. Damit verbleibt tatsächlich nur mehr das 
Anliegen, den VN nicht zu bevorteilen.89 Die Negierung einer Vorteilsanrech-
nung würde nicht nur dieses Ziel konterkarieren und den VN unbillig berei-
chern, sondern darüber hinaus auch den in diesem Fall ausnahmsweise inten-
dierten „Schädigerschutz“ unterwandern. Dass die gebotene teleologische Be-
trachtungsweise der Zuwendung daher zu einer Vorteilsanrechnung führt, 
versteht sich in dieser Konstellation dem Grunde nach von selbst. Weil es sich 
aber doch um weitgehend unerforschtes Terrain handelt, soll im Folgenden ein 
„Blick über den Tellerrand“ der weiteren Bekräftigung der These dienen. Der 
Gedanke, dass sich die Versicherungsleistung einer durch den Schädiger finan-
zierten Versicherung für den Schädiger haftungsrechtlich vorteilhaft auswirkt, 
ist nämlich keineswegs neu.

3.2.3  Parallelen zur Haftungsrelevanz der Prämienüberwälzung

Ausfluss sehr ähnlicher Überlegungen ist zunächst das gesetzlich positivierte 
Arbeitgeberprivileg im Sozialversicherungsrecht.90 Hier sieht in Ö § 333 ASVG91 

§ 1 Rn. 96; Prahl, Überlebenskünstler: Zur Versicherung fremden Interesses für eigene 
Rechnung, VersR 2022, 472 [479]).

88  Motive VVG 1908 139.
89  Dass dieses Anliegen in D wie in Ö nach wie vor den Grundsätzen der Schadensver-

sicherung entspringt, wurde schon gezeigt (Fn. 87).
90  Diese Parallele erkennend bereits Fuchs, Gewillkürte Haftungsersetzung durch Ver-

sicherungsschutz, BB 1992, 1217 (1219).
91  S. bereits die klaren Erwägungen des Gesetzgebers: „Die Sonderregelung über die 

Haftung des Dienstgebers gegenüber dem Dienstnehmer wie auch gegenüber den Versiche-
rungsträgern bei Arbeitsunfällen hat ihren Grund darin, daß die gesetzliche Unfallversiche-
rung entsprechend ihrer historischen Wurzel gleichzeitig als Ablöse der Unternehmerhaft-
pflicht konstruiert ist.“ (AB 613 BlgNR 7. GP 29); s. im Übrigen m. w. N. nur Auer-Mayer, 
in: Mosler/Müller/Pfeil, SV-Komm (Stand 2024) § 333 ASVG Rn. 2; zur ausdrücklichen 
Bezeichnung als „Vorteilsausgleich“ jüngst OGH 26.07.2023, 9 ObA 54/23s.
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(in D § 104 SGB VII92) eine Haftungserleichterung des Arbeitgebers, der die 
Beiträge für die gesetzliche Unfallversicherung trägt, gegenüber Arbeitnehmer 
und Sozialversicherungsträger vor. Die dem Arbeitnehmer zukommende So
zialversicherungsleistung bezweckt also zugleich auch die haftungsrechtliche 
Entlastung des „zahlenden“ Schädigers.93 Auch schon vor der Genese der So
zialversicherungen, fand sich eine ganz ähnliche Privilegierung für private Un-
fallversicherungen im Reichshaftpflichtgesetz,94 das in D bereits 1871 eingeführt 
wurde.95 Dessen § 4 sieht eine Anrechnung der Leistungen einer privaten Un-
fallversicherung für den Fall vor, dass der haftpflichtige Betriebsunternehmer 
mindestens ein Drittel der Versicherungsprämien leistet. Das ist freilich auch 
auf die zeitgenössische politische Motivation der Bestimmung zurückzuführen, 
die in der Förderung der gemeinschaftlichen Versicherungskassen lag.96 Zudem 
gab es zur damaligen Zeit noch kaum Haftpflichtversicherungen; diese entwi-
ckelten sich unter dem Einfluss verschärfter Haftungsregime erst zunehmend 
aus der Unfallversicherung heraus.97 Dennoch fällt auf, dass der Gesetzgeber die 
Anordnung einer haftungsrechtlichen Anrechnung der Versicherungsleistung 
lediglich dann für nötig erachtete, wenn der Haftpflichtige nur einen Teil  zur 
Versicherung beigetragen hatte;98 womöglich hielt er dies bei gänzlicher Finan-
zierung durch den Haftpflichtigen ohnehin für selbstverständlich. Das zeigt im-
merhin, dass der Schutzgedanke beim sozialversicherungsrechtlichen Arbeitge-

92  S. nur Ricke, in: Beck-OK SGB VII (2024) § 104 Rn. 3 ff. (Haftungsablösung durch 
Versicherungsschutz).

93  Dem Gedanken entspringt letztlich auch das Haftungsprivileg der Arbeitskollegen 
in § 332 Abs. 5 ASVG, da diese durch die Ausübung ihrer Tätigkeit gewissermaßen un-
freiwillig das Unternehmerrisiko auf sich nehmen und daher ebenso von der erkauften 
Privilegierung profitieren sollen (vgl. Kunst, Änderungen des Regreßrechtes der Sozial-
versicherungsträger durch die 9. Novelle zum ASVG, ZVR 1962, 61 [63]).

94  Gesetz betr. die Verbindlichkeit zum Schadenersatz für die bei dem Betriebe von Ei-
senbahnen, Bergwerken etc. herbeigeführten Tötungen und Körperverletzungen, dRGBl. 
S. 207/1871. Das Phänomen einer den finanzierenden Schädiger privilegierenden Unfall-
versicherung fand sich etwa auch in § 29g Luftverkehrsgesetz dRGBl. I S. 653/1936 (in Ö 
außerkraftgetreten mit BGBl. I Nr. 191/1999; zur alten Bestimmung etwa OGH 
15.12.1961, 2 Ob 293/61; Edlbacher, Schadenersatzrecht im Umbruch? ÖJZ 1961, 241 
[245]: „Das ist aber letzten Endes nichts anderes als die im Schadenersatzrecht allgemein 
anerkannte Vorteilsausgleichung“). Inzwischen besteht hier freilich eine Pflichthaftpflicht-
versicherung (vgl. § 164 LFG i.d.g.F.).

95  In Ö wurde es im Rahmen des Rechts-Überleitungsgesetzes 1945 in die österreichi-
sche Rechtsordnung eingegliedert (Verfassungsgesetz vom 1. Mai 1945 über die Wieder-
herstellung des Rechtslebens in Österreich StGBl 1945/6).

96  Böhm, Das Reichshaftpflichtgesetz (1950) § 4 Rn. 1.
97  Ausf. Sieg, Ausstrahlungen der Haftpflichtversicherung (1952) 41 ff., der der zuneh-

menden Ausbreitung der Versicherungsidee allerdings eine größere Bedeutung für die 
Entwicklung der Haftpflichtversicherung zuerkennt.

98  Marschall v. Bieberstein, Reflexschäden und Regreßrechte (1968) 215.
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berprivileg  – wenngleich keine allgemeine gesetzliche Anordnung besteht  – 
durchaus auch im Privatversicherungsrecht Bestand haben kann.99

Tatsächlich gibt es im Privatversicherungsrecht auch fernab dieser positivier-
ten Fälle ein Paradebeispiel für das allgemein-schadenersatzrechtliche Problem 
des Vorteilsausgleichs: Die Insassenunfallversicherung. Hier stellt sich das Pro-
blem der Anrechnung der Versicherungsleistung auf die dem Versicherten zu-
stehenden Schadenersatzansprüche deshalb, weil es sich um eine Personen- 
und im Allgemeinen um eine Summenversicherung100 handelt, auf die § 86 
VVG grundsätzlich nicht zur Anwendung gelangt.101 Dennoch werden im Rah-
men der Versicherung teils schadenskongruente Leistungen erbracht, weshalb 
nicht ohne Weiteres auf die obigen Ausführungen zur Summenversicherung 
verwiesen werden kann. Für die gegenständlichen Zwecke entscheidend ist, 
dass die Versicherung vom Kfz-Halter abgeschlossen und finanziert wird, dabei 
als Fremdversicherung aber die Insassen versichert (vgl. § 179 Abs. 2 öVersVG; 
§ 179 Abs. 1 VVG). In der deutschen Judikatur, die bereits auf das Reichsge-
richt zurückgeht, kam deshalb rasch die Frage auf, wie sich dies auf einen etwa-
igen Schadenersatzanspruch des geschädigten Insassen gegen den VN auswirkt. 
Hiezu spricht das RG aus, es lägen keine Bedenken dagegen vor, dem Kfz-Hal-
ter, der die Versicherung abgeschlossen habe und die Prämie bezahle, die Ver-
sicherungsleistung im Wege der Vorteilsanrechnung zugute kommen zu las-
sen.102 Etwaige Einwände, dass der VN damit ungewollt einen Haftpflichtversi-
cherungsschutz für den Schädiger finanziere, träfen dann nämlich gerade nicht 
zu.103 Im Ergebnis ist „eine Art Vorteilsanrechnung“ bei der Insassenunfallver-

99  Auf einen ähnlichen Schutzgedanken hinweisend bereits Marschall v. Bieberstein, 
Reflexschäden und Regreßrechte 251 f.

100  Segger, in: MüKo VVG I3 § 86 Rn. 42; BGH IV ZR 214/54 NJW 1956, 222; s. aber 
weiter unten zur gebotenen Differenzierung je nach konkreter Leistung.

101  Sind Personenversicherungen hingegen als Schadensversicherungen ausgestaltet, 
kann grundsätzlich auch § 86 VVG zur Anwendung gelangen, dazu Segger, in: MüKo 
VVG I3 § 86 Rn. 40 f. mit Beispielen (Krankenkostenversicherung) und weiteren Nach-
weisen. Für die schadenskongruenten Leistungen aus der Insassenunfallversicherung 
käme eine sinngemäße Anwendung also durchaus in Betracht; allerdings treffen die Zwe-
cke der Bestimmung aufgrund der Prämientragung durch den Schädiger eben nicht zu, 
weshalb eine Anrechnung auf den Schadenersatzanspruch vorzuziehen ist (dazu sogleich).

102  RG VI A 248/36 RGZ 152, 199 (a. A. noch RG IV 373/34 RGZ 146, 287: „Nichts von 
alldem kann dem Schädiger zugute kommen.“). Die Entscheidung bringt m. E. nicht zurei-
chend deutlich zum Ausdruck, ob eine Vorteilsanrechnung oder eine echte (Mit-)Versi-
cherung zum Ergebnis des geminderten Schadenersatzanspruchs führt. Die Folgejudika-
tur rezipiert sie allerdings im Sinne der Ablehnung einer Vorteilsanrechnung: RG III 
54/43 DR 1944, 29 sowie in BGH VI ZR 142/62 NJW 1963, 1201.

103  Gerade diese Erwägung zeigt wiederum die Nähe der Vorteilsanrechnung (mangels 
Legalzession) zur echten Mitversicherung des Haftpflichtinteresses des Schädigers. In der 
Lehre wird daher auch schlicht von einem mitversicherten „Personenersatzinteresse“ 
ausgegangen (Armbrüster, in: Prölss/Martin, VVG32 Vor §§ 74 – 99 Rn. 31). Dies mag bei 
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sicherung in D  – jedenfalls, wenn der Schadenersatzanspruch gegen den VN 
gerichtet ist  – auch heute anerkannt.104 Unerheblich für die gegenständlichen 
Zwecke ist, dass diese nach allgemeiner Meinung aus einem dem VN zuerkann-
ten „Zweckbestimmungsrecht“ und nicht aus einer automatischen Vorteilsan-
rechnung im engeren Sinne folgen soll.105 Die Versicherungsleistung soll dem 
Geschädigten nur unter dem Vorbehalt des VN, im Einzelfall eine Anrechnung 
der Unfallversicherungssumme auf etwaige Schadenersatzansprüche gegen ihn 
verlangen zu können, zustehen.106 Dies ergibt sich nach dem BGH aus dem 
einschränkend verstandenen Treuhandverhältnis, das  – wie stets bei Versiche-
rungen für fremde Rechnung  – zwischen VN und Versichertem besteht. Die 
grundsätzlich damit einhergehende Pflicht zur Auskehrung der Versicherungs-
leistung werde aufgrund der freiwilligen Finanzierung des Fremdversicherungs-
schutzes dahingehend modifiziert, dass dem VN die Möglichkeit belassen 
bleibe, „den Zweck und die Grenzen seiner Liberalität in vertretbarem Umfang 
selbst zu bestimmen“; also: die Versicherungsleistung auf die gegen ihn beste-
henden Schadensersatzansprüche anzurechnen.107 Die Rechtfertigung dieses 
Bestimmungsrechts des VN liegt also in erster Linie in der Bezahlung der Prä-

der Insassenunfallversicherung auch tatsächlich nicht fern liegen, zumal der begünstigte 
Schädiger selbst Vertragspartner des Versicherers ist und seine Mitbetroffenheit dem 
Versicherer daher – ähnlich dem Fall der durch den Mieter abgeschlossenen Gebäude-
versicherung – durchaus erkennbar ist.

104  BGH IV ZR 214/54 NJW 1956, 222 m. w. N. zum älteren Meinungsstreit, ob eine 
Anrechnung schlechthin und auch gegenüber Dritten (z. B. Angehörigen des VN) oder 
nur unter bestimmten Umständen zu erfolgen hat; BGH IV ZR 209/73 NJW 1975, 1273 
in Anschluss an Marschall v. Bieberstein, Reflexschäden und Regreßrechte 253 f. und un-
ter ausdrücklicher Abkehr vom gegenteiligen Standpunkt, der noch in BGH VI ZR 
142/62 NJW 1963, 1201 mit der Begründung vertreten wurde, dass die Leistungen aus 
der Insassenunfallversicherung als Summenversicherung nicht schadenskongruent seien 
und eine Anrechnung gegen die Wertungen des § 179 VVG verstoße (dazu sogleich 
noch); zust. auch die aktuelle Lehre: Oetker, in: MüKo BGB II10 § 249 Rn. 258 m. w. N.; 
Brand, in: Beck-OGK BGB § 249 (2024) Rn. 309; vgl. Segger, in: MüKo VVG I3§ 86 
Rn. 42; Armbrüster, in: Prölss/Martin, VVG32 Vor §§ 74 – 99 Rn. 31. In Ö erkennt erst-
mals das Berufungsgericht in OGH 3 Ob 393/55 SZ 28/199 eine Anrechnung der Leis-
tungen bei der Insassenversicherung an; auch der OGH schließt sich in OGH 29.11.1962, 
2 Ob 238/62 i.W. dem deutschen Meinungsstand an (dazu krit. Wahle, VersR 1964, 1161: 
Anrechnung nur, wenn dies im Insassenunfallversicherungsvertrag ausdrücklich vorge-
sehen wurde).

105  Zu deren dogmatischer Herleitung Marschall v. Bieberstein, Reflexschäden und Re-
greßrechte 255 f.

106  Erstmals in diese Richtung erwägend BGH VI ZR 214/54 NJW 1956, 222 unter 
gleichzeitiger Ablehnung einer allgemeinen, durch die Freistellung des VN von Schaden-
ersatzansprüchen bedingten Leistung.

107  BGH IV ZR 209/73 NJW 1975, 1273.
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mien durch den Schadenersatzpflichtigen.108 Im Ergebnis ist dieses nichts ande-
res als ein „disponibler“ Vorteilsausgleich.109

Mit dem oben zum objektiv-abstrakten Regressschutz Ausgeführten (3.2.2.) 
und der überzeugenden Darstellung Ritzbergers110 ist m. E. freilich auch bei der 
Insassenunfallversicherung richtigerweise zu differenzieren: Nur soweit sie 
schadenskongruente Leistungen, etwa den Ersatz der Heilkosten, erbringt, 
kommt eine Verrechnung der Versicherungsleistung mit dem konkreten Scha-
den in Betracht. Für schadensunabhängige Leistungen aus der Summenversi-
cherung wird indessen i. d. R. – selbst im Falle der Prämienfinanzierung durch 
den Schädiger  – keine Anrechnung der Unfallversicherungssumme erfolgen 
können. Das folgt nicht schon aus den vermeintlich entgegenstehenden Wer-
tungen des § 179 Abs. 2 VVG (§ 179 Abs. 3 öVersVG).111 Danach soll die Spe-
kulation mit Gesundheit und Leben Dritter ohne deren Einverständnis112 unter-
bunden werden.113 Die Anrechnung (auch) schadensunabhängiger Vorteile auf 
einen Haftungsanspruch des Schädigers steht diesem Schutzgedanken nicht ent-
gegen, weil eine Bereicherung des VN und ein damit verbundenes Eigeninter-
esse an der Schädigung der versicherten Insassen nicht besteht.114 Die „Vorteile“ 
des VN erschöpfen sich immerhin stets in der Anrechnung der Leistung auf ei-
gene Verbindlichkeiten. Die Nichtanrechnung schadensunabhängiger Leistun-
gen folgt vielmehr aus der bei der Summenversicherung üblichen vorweg vorge-
nommenen Zweckbestimmung: Die Leistung soll dem Geschädigten unabhän-
gig vom eingetretenen Schaden und damit auch unabhängig von etwaigen 
Schadenersatzansprüchen zugute kommen. Mangels abweichender Vereinba-
rung, die selbstverständlich zulässig wäre,115 scheidet eine Anrechnung bezüg-
lich der Leistungen aus der Summenversicherung m. E. daher grundsätzlich aus.

108  Marschall v. Bieberstein, Reflexschäden und Regreßrechte 254; BGH IV ZR 209/73 
NJW 1975, 1273.

109  Vgl. schon Thiele, Gedanken zur Vorteilsausgleichung, AcP 1967, 193 (231).
110  Ritzberger, JBl, 1960, 430 (435).
111  Dazu  – wenngleich nicht zwischen den einzelnen Leistungen differenzierend  – 

BGH VI ZR 142/62 NJW 1963, 1201.
112  Bei der Insassenversicherung ist eine solche Zustimmung der Gefahrperson freilich 

nicht realistisch vorstellbar, s. nur Ritzberger, JBl, 1960, 430 (431).
113  Perner, Privatversicherungsrecht2 Rn. 7.192; Piontek, in: Prölss/Martin, VVG32 

§ 179 Rn. 13.
114  Überzeugend schon Wussow, Unfallversicherung und Haftpflichtanspruch, VersR 

1964, 459 (461), der einen instruktiven Vergleich zur Hinterlegung eines zweckbestimm-
ten Geldbetrags zieht; Marschall v. Bieberstein, Reflexschäden und Regreßrechte 253 f; 
vgl. auch Martin, VersR 1976, 239 (240).

115  Insofern steht die hier vertretene Auffassung auch im Einklang mit Wussow, VersR 
1964, 459 (461).

OPEN ACCESS | Licensed under CC BY 4.0 | https://creativecommons.org/about/cclicenses/
DOI https://doi.org/10.3790/zverswiss.2026.1474506 | Generated on 2026-09-01 13:21:34



52	 Julian Spadinger

Zeitschrift für die gesamte Versicherungswissenschaft, 115 (2026) 1

Jedenfalls  – und das war für die gegenständliche Untersuchung herauszuar-
beiten  – bietet die Insassenunfallversicherung ein Beispiel aus der Privatversi-
cherung für die Anrechnung schadenskongruenter Versicherungsleistungen, die 
durch den Schädiger selbst finanziert werden. Der einzige Unterschied, der da-
rin zu verorten ist, dass der Schädiger bei der Insassenunfallversicherung – an-
ders als der Mieter  – weder gesetzlich noch vertraglich zur Finanzierung des 
Versicherungsschutzes verpflichtet ist, spielt m. E. keine entscheidende Rolle.116 
Dass die Anrechnung der Vorteile erst durch die Ausübung eines im Ermessen 
des VN stehenden Bestimmungsrechts und nicht bereits durch eine Vorteilsan-
rechnung erfolgen soll, entspringt ferner keinen zwingenden Grundsätzen,117 
sondern in erster Linie dem Bedürfnis, dem VN die Inanspruchnahme einer 
häufig daneben bestehenden Kfz-Haftpflichtversicherungsdeckung zu ermögli-
chen.118 Schon weil der schädigende Mieter nicht VN des Sachversicherungs-
vertrags ist, scheiden derartige aus dem Vertrag abzuleitende Rechte aus. Die 
parallelen Wertungen führen stattdessen zur Annahme der im Ergebnis entspre-
chenden Vorteilsanrechnung.119

Damit ist auch für den gesetzlichen Regressschutz nochmals festzuhalten: 
Entspricht die Nichtanwendung des § 67 Abs 1 öVersVG den typischen Interes-
sen der Versicherungsvertragsparteien und finanziert der Schädiger wirtschaft-
lich betrachtet den Versicherungsschutz, lässt sich eine Regressbefreiung – auch 
mit Blick auf schadenersatzrechtliche Wertungen – teleologisch rechtfertigen. 
Infolge des ausbleibenden Forderungsübergangs ist die erbrachte Versiche-
rungsleistung nämlich als Vorteil aufseiten des geschädigten VN anzurechnen, 
womit sich der Schutz des Sachnutzers auch auf das Haftungsverhältnis er-
streckt. Das entspricht dem Zweck der Deckungsleistung, die eher in einer Ent-
lastung des prämienzahlenden Schädigers zu verorten ist als in einer Bereiche-
rung des VN, der nur mit seinem konkreten Bedarf versichert ist. Das versiche-

116  Dass auch eine Pflicht zur Finanzierung des Versicherungsschutzes zu haftungs-
rechtlichen Privilegierungen führen kann, zeigt bereits das oben erwähnte Arbeitgeber-
privileg.

117  Vgl. etwa die Berufung des BGH in VI ZR 214/54 NJW 1956, 222 auf die Vorjudi-
katur und die Rsp zur Nichtanrechnung bei anderen Summenversicherungen. Dass diese 
Judikatur für die Schadensversicherung nicht zwingend ist, wurde bereits oben dargelegt 
(3.2.2.).

118  Marschall v. Bieberstein, Reflexschäden und Regreßrechte 255. Der Gedanke, der 
Haftpflichtversicherer solle von einer haftungsrechtlichen Privilegierung des den Versi-
cherungsschutz finanzierenden Schädigers nicht profitieren, ist keineswegs neu und fin-
det sich etwa gesetzlich normiert für das Arbeitgeberprivileg im Sozialversicherungs-
recht (s. für Ö: § 333 Abs. 3 ASVG).

119  Dass es sich letztlich um wertungsmäßig verwandte Instrumente handelt, zeigen 
die deutschen Kommentierungen, welche die Insassenunfallversicherung zurecht im 
Rahmen der Vorteilsanrechnung behandeln: Oetker, in: MüKo BGB II10 § 249 Rn. 258 
m. w. N.; Brand, in: Beck-OGK BGB § 249 Rn. 309.
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rungsvertragliche Synallagma besteht wirtschaftlich betrachtet zwischen 
prämienzahlendem Sachnutzer und Versicherer, womit diesem die Risikotra-
gung des Versicherers auch im entsprechenden Maße  – also i. d. R. zumindest 
für leichte Fahrlässigkeit  – zugute kommen soll.120 Im Ergebnis erweisen sich 
die schadensrechtlichen Folgefragen der nicht angewendeten Legalzession des 
§ 67 Abs. 1 öVersVG also nicht als Problem, sondern als zusätzliche Untermau-
erung eines objektiv-abstrakten Ansatzes. Der Spieß ließe sich aufbauend auf 
einen Gedanken Siegs121 nämlich auch umdrehen: Gerade weil aus teleologi-
schen Gründen ein bürgerlich-rechtlicher Vorteilsausgleich geboten ist, kommt 
§ 67 Abs. 1 öVersVG – mangels Schadenersatzanspruchs – gar nicht zur Anwen-
dung.122 Das ist freilich insofern zu relativieren, als auch die obige Begründung 
des Vorteilsausgleichs die Nichtanwendung der Legalzession bereits voraussetzt. 
Nur dort, wo die typisierte Interessenlage im Versicherungsvertragsverhältnis in 
einem ersten Schritt zu keiner Zuweisung des Schadenersatzanspruchs an den 
Versicherer führt, kann nämlich die Wertungsfrage des Vorteilsausgleichs allein 
im Haftungsverhältnis geklärt werden.

3.2.4  Übertragung auf das Angehörigenprivileg?

Wie bereits eingangs angedeutet, stellen sich Fragen des Vorteilsausgleichs 
auch im Zusammenhang mit dem Angehörigenprivileg des § 67 Abs. 2 öVers-
VG.123 Demgegenüber vermeidet das seit 2008 in D an dessen Stelle verankerte 
Privileg der häuslichen Gemeinschaft entsprechende Probleme, indem nicht der 
Anspruchsübergang selbst, sondern nur die Möglichkeit der Geltendmachung 
des Regressanspruchs ausgeschlossen wird. Der Geschädigte stehe – so die Ge-
setzesmaterialien – nunmehr vor der Wahl, entweder den Schadenersatz- oder 
den Deckungsanspruch zu realisieren, „beides nacheinander ist nicht mehr 

120  Der Regressbegünstigte hat sich den haftungsrechtlichen Schutz für leichte Fahrläs-
sigkeit „erkauft“, weshalb auch die Steuerungsfunktion des Haftungsrechts (Voit, in: 
Bruck/Möller, VVG III10 [2025] § 86 Rn. 3) hier hinter die erwünschte Begünstigung des 
Schädigers zurücktritt.

121  Sieg, in: Bruck/Möller, VVG II8 § 67 Rn. 7.
122  Vgl. zu ähnlichen Überlegungen  – freilich vom heute zurecht abgelehnten Aus-

gangspunkt der strikten Trennung zwischen Sach- und Haftpflichtversicherung – im Zu-
sammenhang mit einer durch den fremdbesitzenden Schädiger abgeschlossenen Sach-
versicherung Schirmer, Zur Versicherbarkeit des Sachersatzinteresse in der Sachversiche-
rung, ZVersWiss 1981, 637 (670 ff.). In der E BGH IV ZR 94/73 VersR 1974, 535 hat auch 
das deutsche Höchstgericht bereits Gedanken zur Vorteilsanrechnung auf die Sachversi-
cherung übertragen und in der Entgegennahme der Versicherungsleistung durch den 
fremdversicherten Eigentümer einen Haftungsverzicht zugunsten des den Versiche-
rungsschutz finanzierenden Werkstatbetreibers angenommen.

123  Die dogmatische Bedeutung dieser Ausnahme der Legalzession erkennend bereits 
Ebel, VersR 1978, 1083.
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möglich“.124 Aber war eine gemeinsame Geltendmachung zuvor tatsächlich 
möglich? Hier erhellt ein Blick auf den Meinungsstand zur alten deutschen und 
aktuellen österreichischen Regressbestimmung.

Nun könnte man tatsächlich versucht sein, die Vorteilsanrechnung mit Blick 
auf das bisher Gesagte beim Angehörigenprivileg gem.§ 67 Abs. 2 öVersVG aus-
zuschließen. Denn anders als beim objektiv-abstrakten Regressschutz wird mit 
§ 67 Abs. 2 öVersVG gerade keine Entlastung des Schädigers bezweckt. Viel-
mehr geht es um VN-Interessen: Dessen Versicherungsschutz soll nicht dadurch 
faktisch ausgehöhlt werden, dass eine wirtschaftlich vom VN abhängige Person 
im Regressweg belangt wird.125 Wenn es aber vordergründig um den Schutz des 
VN geht, bezweckt die Versicherungsleistung prima vista wohl tatsächlich keine 
Entlastung des Schädigers. In diesem Sinne sprach sich die (alte) herrschende 
deutsche Lehre für einen Fortbestand des Schadenersatzanspruchs gegen den 
Angehörigen aus.126 Der durch § 67 Abs. 2 VVG a. F. geschützte VN solle durch 
das Regressprivileg schließlich nicht schlechter gestellt werden. Rechtsfolge des-
sen sei  – sofern der Angehörige trotz Deckungsleistung des Versicherers dem 
VN gegenüber Ersatz leiste – ein Kondiktionsanspruch des Versicherers gegen 
den VN.127 Diese Ansicht ist m. E. allerdings aus den folgenden Gründen abzu-
lehnen.

Auch im Anwendungsbereich des Angehörigenprivilegs kann zunächst davon 
ausgegangen werden, dass die Versicherungsleistung ihrem Zweck nach  – zu-
mindest flankierend  – auch dem privilegierten Schädiger zugute kommen 
soll.128 § 67 Abs. 2 öVersVG bezweckt zwar wie erwähnt primär den wirtschaft-
lichen Schutz des VN, er dient aber nicht – und insofern ist die Lage mit jener 
beim oben dargestellten Regressschutz vergleichbar  – dessen Bereicherung. 
Dass der VN den Schaden durch Versicherungsleistung und Schadenersatz 
letztlich doppelt liquidieren kann, ist also ausgeschlossen. Das erkennen immer-
hin auch die Gegner der Vorteilsanrechnung an. Der aus diesem Gedanken he-

124  Abschlussbericht der Kommission zur Reform des Versicherungsvertragsrechts 
vom 19.04.2004, S. 74.

125  S. bereits Fn. 64.
126  Z. B. J. Prölss, in: Prölss/Martin, VVG27 (2004) § 67 Rn. 40; Langheid, in: Langheid/

Römer, VVG2 (2003) § 67 Rn. 54; Bayer, Die Zession von Ersatzansprüchen gegen den 
nach § 67 Abs. 2 VVG privilegierten Schädiger, VersR 1989, 1123; Sieg, in: Bruck/Möller, 
VVG II8 § 67 Rn. 114; zust. in Ö auch Kath, Regress 271; a. A. in D Ebel, VersR 1978, 
1083.

127  Sieg, in: Bruck/Möller, VVG II8 § 67 Rn. 114; J. Prölss, in: Prölss/Martin, VVG27 
§ 67 Rn. 40; Langheid, in: Langheid/Römer, VVG2 § 67 Rn. 54; ausf. Quast, Ausschluss 
der Regressnahme 209 ff.; Kath, Regress 272.

128  Dies erkennend und den Vorteilsausgleich dennoch ablehnend Pardey, in: Geigel, 
Der Haftpflichtprozess29 (2024) 1. Teil Kap 9 Rn. 38, 58.
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raus von ihnen ins Treffen geführte Bereicherungsanspruch des Versicherers129 
ist allerdings gar nicht erforderlich, wenn bereits vorgelagert die Leistung des 
Versicherers als Vorteil gegenüber dem Angehörigen angerechnet wird. Hierbei 
handelt es sich entgegen den ablehnenden Stimmen im Schrifttum nicht um ei-
nen „Eingriff [des Versicherers] in die Rechte seines Vmers“, für den ihm „jede 
Legitimation“ fehle.130 Vielmehr wird  – wie stets beim Vorteilsausgleich  – der 
Ausgleichsfunktion des Schadenersatzrechts zum Durchbruch verholfen. Auch 
beim Angehörigenprivileg dient die Versicherungsleistung nämlich eher dem 
Schutz des Angehörigen als der Übervorteilung des VN, dessen Schaden bereits 
ausgeglichen wurde. Überdies entspricht diese Herangehensweise zur Vermei-
dung einer Bereicherung des VN einer sachgerechten Letztzuweisung des wirt-
schaftlichen Risikos im Vergleich mit der „Kondiktionslösung“ weitaus eher. 
Wieso sollte der Versicherer von der Leistung eines Dritten profitieren, die er 
selbst nicht hätte fordern dürfen?131 Ein Ergebnis, das – wie bereits oben ausge-
führt (3.2.1.) – der historische Gesetzgeber des VVG 1908 nicht einmal in Be-
tracht zog. Mag dem auch ein überholtes Verständnis der Schadensberechnung 
zugrunde liegen, so geht jedenfalls die klare Intention hervor, dem Angehörigen 
mit Deckung des Versicherers einen endgültigen Schutz zuteil werden zu lassen.

Diese vom historischen Gesetzgeber intendierte und durch die h. L. „igno-
rierte“ Letztzuweisung des Schadens an den Versicherer veranlasste den deut-
schen Gesetzgeber ein Jahrhundert später, wie schon erwähnt, zur Neuformulie-
rung des Regressprivilegs. Der Anspruch geht nach dem Wortlaut des § 86 
Abs. 3 VVG nunmehr auf den Versicherer über, er kann lediglich von diesem 
nicht geltend gemacht werden.132 Der deutsche Reformgesetzgeber vermeidet 
mit dieser Neufassung nunmehr bewusst die Möglichkeit einer doppelten Gel-
tendmachung des Schadens durch den VN133 und korrigiert damit das m. E. un-
zutreffende Verständnis der h. L. zur alten Bestimmung.

129  Fn. 127.
130  So aber Sieg, in: Bruck/Möller, VVG II8 § 67 Rn. 114.
131  So bereits zutreffend Albert Ehrenzweig, Versicherungsvertragsrecht (Reichsrecht 

und österreichisches Recht, mit den tschechoslowakischen Besonderheiten) (1935) 
§85 558 freilich zum mit Blick auf das Angehörigenprivileg des mit § 67 Abs 2 öVersVG 
fast identen § 62 Abs 2 des ÖVVG 1917 (Gesetz vom 23.12.1917 über den Versiche-
rungsvertrag RGBl 1917/501). Erfasst waren von § 62 Abs. 2 ÖVVG nebst Angehörigen 
auch in häuslicher Gemeinschaft lebende Bedienstete. Ehrenzweig für Ö zustimmend 
Kletečka, ÖJZ 1993, Solidarhaftung und Haftungsprivileg (Teil II), 833 (Fn. 116).

132  Insofern ungenau Höpfner, in: Staudinger, BGB II § 249 Rn. 162, der von einer An-
rechnung der Versicherungsleistung ausgeht. Das ist indessen gar nicht erforderlich, weil 
der Anspruch bereits ex lege erlischt.

133  Günther, Regress des Sachversicherers7 Rn. 127; s. Gesetzentwurf der Bundesregie-
rung BT-Drucksache 16/3945 vom 20. 12. 2006, S 82: „[…] der Versicherungsnehmer ver-
liert zwar den Ersatzanspruch gegen den Schädiger, wenn er die Versicherungsleistung in 
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Resümierend ist daher festzuhalten: Wie auch bei der teleologischen Interpre-
tation des § 67 Abs. 1 öVersVG führt die Nichtanwendung der Zession nach 
§ 67 Abs. 2 öVersVG nur auf den ersten Blick zu einem fortbestehenden An-
spruch zwischen VN und Schädiger. Indessen hat sich der VN die Versiche-
rungsleistung bei genauerer Betrachtung als Vorteil anrechnen zu lassen. Die 
Leistung des Versicherers entlastet insofern – dem unmissverständlichen Willen 
des Gesetzgebers entsprechend – den privilegierten Angehörigen. Eine Befrei-
ung des Versicherers von der Leistung kommt indessen nur dann in Betracht, 
wenn der VN von Vornherein anstatt des Versicherers den schädigenden Ange-
hörigen beansprucht, weil dann bereits kein zu deckender Schaden besteht.134 
Eine legislative Korrektur nach deutschem Vorbild ist in Ö bei richtiger Ausle-
gung also nicht erforderlich.

3.3  Fortbestehender Schadenersatzanspruch  
vor Deckung durch den Versicherer?

Zurück zum Wohnungsmieter: Verneint man den Regressanspruch des Versi-
cherers aufgrund von Umständen, die aus dem Sachversicherungsvertrag oder 
aus dem Gesetz selbst rühren, so wird damit der zunächst bestehende Schaden-
ersatzanspruch des Vermieters zumindest nicht unmittelbar berührt. Es bleibt 
dem Vermieter und VN daher vorerst unbenommen, entweder den Versicherer 
oder den Mieter zu beanspruchen. Erst sobald er sich für ersteres entscheidet 
und der Versicherer auch Deckung leistet, erlischt im Umfang der Versiche-
rungsleistung die Möglichkeit des Vermieters, den Mieter schadenersatzrecht-
lich in Anspruch zu nehmen.135 Das folgt bei der objektiv-abstrakten Lösung 
aus der soeben breit dargestellten Vorteilsanrechnung. Einen vergleichbaren Ef-
fekt hat aber auch die „doppelte Tilgungswirkung“136 bei der echten Mitversi-
cherung: Weil der Schädiger hier eigene Rechte aus dem Versicherungsvertrag 
ableiten kann, bewirkt die Leistung an den VN – in Erfüllung des Sachersatzin-
teresses – zugleich den Entfall des Haftungsanspruchs des VN gegen den mit-
versicherten Schädiger. Noch zwangloser lässt sich der Entfall des Schadener-

Anspruch nimmt, der Versicherer kann aber den übergegangenen Anspruch nicht gegen den 
Schädiger geltend machen.“

134  Der VN hat es damit weiterhin in der Hand, den Angehörigen zu beanspruchen 
und insofern über die Drittforderung zu disponieren (a. A. Sieg, in: Bruck/Möller, VVG II8 
§ 67 Rn. 114).

135  Wird durch die Versicherungsleistung der Schaden nicht gänzlich abgedeckt, be-
steht der Schadenersatzanspruch freilich in der Höhe des ausständigen Betrags fort.

136  S. Armbrüster, Haftpflichtinteressen 205 f., der hier richtigerweise eine Parallele 
zum Befreiungsanspruch in der Haftpflichtversicherung annimmt. Zu einer ähnlichen 
Annahme beim Angehörigenprivileg s Ebel, VersR 1978, 1083, bei welchem nach der hier 
vertretenen Auffassung allerdings ein Vorteilsausgleich anzunehmen ist.
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satzanspruchs schließlich beim Regressverzicht begründen. Dieser setzt konst-
ruktiv ja voraus, dass der Anspruch zunächst via Legalzession auf den 
Versicherer übergeht. Damit ist aber auch klar, dass dem VN kein Anspruch 
gegen den Schädiger mehr zusteht; dieser wurde ja zediert.137

Interessanter ist nun für sämtliche Regressschutzformen die Frage, wie es um 
den Bestand und die Durchsetzung des Schadenersatzanspruchs vor Deckung 
des Versicherers steht. Bei der haftungsrechtlichen Lösung ist der VN auch dann 
auf die Geltendmachung des Deckungsanspruchs gegen den Versicherer be-
schränkt, weil der Grund für die Haftungsbeschränkung bereits in der Prämien-
überwälzung liegt und die tatsächliche Deckung durch den Versicherer keine 
Voraussetzung dafür ist.138 Ebenso ist dem VN nach der Lehre der Rückgriff auf 
den echt mitversicherten Sachersatzinteresseträger verwehrt, weil die Fremdver-
sicherung als Vertrag zugunsten Dritter ein Treuhandverhältnis zwischen VN 
und Versicherten begründet, das den VN zur Durchsetzung des Sachersatzinte-
resses verpflichtet.139

Demgegenüber hat der VN bei Regressverzicht und einschränkender Ausle-
gung des § 67 Abs. 1 öVersVG vor Leistung des Versicherers grundsätzlich die 
Möglichkeit, wahlweise den Mieter zu beanspruchen. Weder kann diesfalls  – 
mangels Anspruchsübergangs  – nämlich auf den Regress verzichtet werden, 
noch liegt eine Leistung des Versicherers vor, die sich haftungsrechtlich zuguns-
ten des Schädigers auswirken könnte. Nun neigen die Vertreter des Regressver-
zichts wie erwähnt dazu, diesen Umstand als entscheidendes Argument für den 
gewählten Lösungsansatz ins Treffen zu führen.140 Schließlich sei es nicht im 
Interesse des Vermieters, sich allein durch die Überwälzung der Prämie der 
Möglichkeit der Inanspruchnahme des Mieters gänzlich zu begeben. Durch die 
Brille der Vertragsauslegung erscheinen diese Erwägungen tatsächlich schlüssig, 
doch darf nicht vergessen werden, dass der Schutz des leicht fahrlässig schädi-
genden Sachnutzers oberstes Anliegen der gesamten Regressschutzthematik ist. 
Dessen Exposition gegenüber der „Willkür“ des VN bei der Wahl des Ersatz-

137  So wohl auch Armbrüster, Haftpflichtinteressen 206, der gleichzeitig betont, dass 
der Anspruch des Versicherers durch den Verzicht nicht erlösche; seiner Durchsetzung 
aber ein pactum de non petendo entgegenstehe (Armbrüster, Haftpflichtinteressen 
96 ff.).

138  Dem Versicherer verbleibt bei der haftungsrechtlichen Lösung nach Maßgabe des 
Deckungsbereichs der Versicherung also ausschließlich die Inanspruchnahme des Versi-
cherers, s. Kath, Regress 169.

139  Armbrüster, Haftpflichtinteressen 201, 206.
140  So sieht Armbrüster, Haftpflichtinteressen 122 f.; derselbe, NJW 1997, 177 (178) in 

der dem Vermieter vorbehaltenen Wahl der Inanspruchnahme einen entscheidenden 
Vorteil des Regressverzichts gegenüber der echten Mitversicherung. Auch der OGH 
27.09.2023, 7  Ob 99/23v Rn. 24 führt die fortbestehende Möglichkeit der Inanspruch-
nahme des Mieters als Vorteil gegenüber der mietvertraglichen Lösung ins Treffen. 
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pflichtigen ist daher jedenfalls rechtsfolgenseitig problematisch.141 Es ist deshalb 
nur allzu verständlich, dass auch der BGH – im Zusammenhang mit dem kon-
kludenten Regressverzicht – danach trachtet, dieses Ergebnis zu vermeiden, in-
dem er aus § 242 BGB (Treu und Glauben) eine Verpflichtung des Vermieters 
zur vorrangigen Inanspruchnahme des Versicherers ableitet.142 Dessen Verlet-
zung führe aufgrund des dolo agit-Grundsatzes143 zum Erlöschen des Anspruchs 
des Vermieters gegen den Mieter.144

Tatsächlich wird sich zumindest im Mietverhältnis wohl bereits aus allgemei-
nen vertraglichen Treuepflichten ergeben, dass der Vermieter vorrangig den 
durch den Mieter finanzierten (!) Versicherungsschutz beanspruchen muss, be-
vor er gegen den Mieter selbst vorgehen kann. Fraglich ist hier allerdings, wie 
weit diese Verpflichtung reichen kann. Die in der Lit145 vorgebrachten Ein-
schränkungen erscheinen m. E. jedenfalls zu weitreichend. Armbrüster146 spricht 
zwar von „eng umgrenzten Ausnahmefällen“, möchte einen Zugriff auf den 
Mieter zugleich aber ermöglichen, wenn dem Vermieter aufgrund der Kündi-
gung des Versicherungsvertrags durch den Versicherer finanzielle Nachteile we-
gen des Neuabschlusses zu ungünstigeren Konditionen drohen.147

Nachdem die Kündigung bei der Sachversicherung aber bis auf den Eintritt 
des Versicherungsfalls keiner weiteren Voraussetzungen bedarf (vgl. § 92 
VVG),148 droht die Kündigung des Sachversicherers und damit die Verschlech-
terung der Bedingungen abstrakt betrachtet bei jedem Schadensfall. Nun wird 
dies allein nach Armbrüster für die Inanspruchnahme des Mieters nicht ausrei-
chen, weil der Grundsatz der vorrangigen Belangung des Versicherers sonst hin-
fällig wäre. Wie sehr sich die abstrakte Gefahr der Kündigung und Bedingungs-

141  Auf das Problem hinweisend bereits Ch. Huber, VersR 1998, 265 (272); Kath, Re-
gress 168 f.

142  BGH VIII ZR 28/04 VersR 2005, 498 unter Berufung auf Armbrüster, NVersZ 2001, 
193 (196); ebenso aber bereits BGH IVa ZR 90/84 NJW 1986, 1813 zu einem ausdrückli-
chen Regressverzicht in der Kaskoversicherung.

143  S. zu dessen Verankerung in der ö Rsp RIS-Justiz RS0132611; OGH 25.04.2019, 
6 Ob 35/19v; die Forderung einer Leistung, die sofort wieder zurückzuzahlen wäre, ist 
gem. § 1295 ABGB schikanös.

144  BGH VIII ZR 28/04 VersR 2005, 498.
145  Armbrüster, NJW 1997, 177 (178); derselbe, NVersZ 2001, 193 (196); J. Prölss, Der 

Schutz vor einem Regreß des Gebäudeversicherers nach § 67 VVG, ZMR 2001, 157 
(159).

146  Armbrüster, NJW 1997, 177 (178); derselbe, NVersZ 2001, 193 (196).
147  Auch J. Prölss, ZMR 2001, 157 (159) verlangt „handfeste Gründe“, möchte es aber 

ausreichen lassen, wenn eine Versicherungsfallkündigung „droht“.
148  In Ö wird § 96 öVersVG für die Feuerversicherung analog auf alle (nicht gesetzlich 

geregelten) Sachversicherungssparten angewendet: s.  OGH  02.03.2005, 7 Ob 272/04g; 
Schauer, Versicherungsvertragsrecht3 (1995) 304.
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verschlechterung dann aber konkretisieren muss, damit von „berechtigten 
Interessen“149 des Vermieters zur ausnahmsweisen Inanspruchnahme des Mie-
ters ausgegangen werden kann, bleibt unklar. Im Übrigen würden Bedingungs-
verschlechterung – primär wohl Prämienerhöhungen – ohnehin auf den Mieter 
überwälzt,150 weshalb schon gar nicht von besonders schutzwürdigen Interessen 
des VN auszugehen ist.151 Dass die Gefahr der Aufkündigung des Versiche-
rungsverhältnisses den VN zur Beanspruchung des Mieters berechtigt, wird 
m. E. daher i. d. R. nicht anzunehmen sein.

Ebenfalls als zur primären Realisierung des Schadenersatzanspruchs berechti-
gendes Interesse wird die Ablehnung der Versicherungsleistung und ein u. U. 
damit verbundenes Prozessrisiko des VN angeführt.152 Gesondert zu beurteilen 
sind in diesem Zusammenhang zunächst jene Fälle, in denen den Versicherer 
tatsächlich keine Leistungsflicht trifft; er die Leistung also zurecht ablehnt. 
Grundsätzlich kann der VN diesfalls den Mieter beanspruchen;153 immerhin 
kann die Leistungsfreiheit des Versicherers schlicht daraus resultieren, dass der 
konkrete Schaden außerhalb der objektiven Risikoumschreibung liegt. Dann 
gibt es aber auch keinen Grund, den Mieter, der die zum konkreten Risiko äqui-
valenten Prämien trägt, vor einem Schadenersatzanspruch zu schützen. Liegt 
der Leistungsfreiheit des Versicherers hingegen ein Verschulden des VN 
zugrunde,154 wird er sich dieses beim Schadenersatzanspruch gegen den 

149  Armbrüster, NJW 1997, 177 (178).
150  Dazu auch Ch. Huber, VersR 1998, 265 (272).
151  A. A. Armbrüster, NVersZ 2001, 193 (196), der dem Vermieter selbst dann, wenn 

dieser die Prämienerhöhung an seine Mieter weitergeben kann, ein schutzwürdiges Inte-
resse zuerkennt, das eine Inanspruchnahme des Mieters rechtfertigen soll. Der unbefan-
gene Leser fragt sich freilich, was von den „eng umgrenzten Ausnahmefällen“ übrig ge-
blieben ist. Ähnlich J. Prölss, Die Pflicht des versicherten Gebäudeeigentümers zur Ver-
schonung des schadenstriftenden Mieters, ZMR 2005, 241 (242) und Klimke, in: Prölss/
Martin, VVG32 § 43 Rn. 58, der den zur Umlegung der Prämie erforderlichen Verwal-
tungsaufwand sowie das Risiko der Insolvenz des Mieters als Nachteile des VN aner-
kennt, zugleich aber immerhin ein Ungleichgewicht der gegenseitigen Interessen erkennt 
und eine Verschonung des Mieters zumindest in Betracht zieht.

152  J. Prölss, ZMR 2001, 157 (159); Armbrüster, NVersZ 2001, 193 (196).
153  S. auch Klimke, in: Prölss/Martin, VVG32 § 43 Rn. 56. Das ist entgegen Ch. Huber, 

VersR 1998, 265 (272) nicht unbedingt als Nachteil einer versicherungsrechtlichen Lö-
sung der Regressproblematik zu sehen, denn, dass der Schutz des Sachnutzers immer nur 
im Umfang des Versicherungsschutzes besteht, ist nichts Neues. Soweit sich dabei Hand-
lungen oder Unterlassung des VN schädlich auswirken, wird er sich seinen Schadener-
satzanspruch ohnehin kürzen lassen müssen (dazu sogleich).

154  Das wird etwa bei eigenen Obliegenheitsverletzungen des VN, die die Leistungs-
freiheit des Versicherers zur Folge haben, der Fall sein. Nur soweit dabei auch den 
Sachnutzer ein Verhaltensvorwurf trifft, kommt ein (nach Maßgabe des § 1304 ABGB 
gekürzter) Ersatzanspruch in Betracht. Andernfalls kann der VN nach dem dolo agit-
Grundsatz keinen Ersatz fordern. Folgt die Leistungsfreiheit aus einer verschuldeten An-
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Sachnutzer (zumindest) gem. § 1304 ABGB (§ 254 BGB) anrechnen lassen müs-
sen.155 Denn wie bereits gezeigt, schmälert die Versicherungsleistung als Vorteil 
auf Seiten des VN dessen Anspruch. Sorgt er für ihren Ausfall, verletzt er in sei-
ner Rechtsbeziehung zum Schädiger seine Schadenminderungsobliegenheit. In 
den Fällen der unberechtigten Deckungsablehnung wird hingegen unter Be-
rücksichtigung der Umstände des Einzelfalls zu prüfen sein, inwieweit es dem 
VN ex ante zumutbar war, den Versicherer anstatt des VN zu belangen. Wiede-
rum wird die Zumutbarkeit großzügig zu beurteilen sein, weil es für den Mieter 
hier um sehr hohe bis existenzgefährdende Summen gehen kann. Ist das Pro-
zessrisiko besonders hoch, weil der eingetretene Schaden ex ante betrachtet au-
ßerhalb des versicherten Risikos liegen könnte, kann ein berechtigtes Interesse 
des VN zur Beanspruchung des Mieters durchaus bestehen. Zu verlangen ist 
dann aber, dass der VN dem Mieter im Gegenzug den vermeintlichen Anspruch 
gegen den Versicherer abtritt.156 Kein berechtigtes Interesse des VN liegt dem-
gegenüber vor, wenn im Prozess lediglich zu klären ist, ob der Versicherer auf-
grund von dem VN zuzuschreibenden Versäumnissen leistungsfrei ist.157 Aller-
dings ist auch für die Fälle der treuwidrig vorzeitigen Inanspruchnahme des 
Regressgeschützten allgemein eine Mittellösung anzudenken, die sich an den 
Fällen der durch den VN verschuldeten Leistungsfreiheit orientiert. Es erscheint 
nämlich tatsächlich nicht sachgerecht, dem Vermieter über die Vertragstreue 
übermäßig hohe Pflichten aufzuerlegen, deren Verletzung den Schadenersatzan-
spruch gegen den immerhin schuldhaft schädigenden Mieter zur Gänze zum 
Erlöschen bringt. Bei Vorliegen gewisser, wenngleich nicht in ausreichendem 
Maße158 schutzwürdiger Interessen des VN, wäre ein Vorgehen nach der allge-
meinen haftungsrechtlichen Schadenminderungsobliegenheit denkbar. Damit 
würde eine Anspruchskürzung je nach Intensität des Verhaltensvorwurfs er-
möglicht.159

zeigepflichtverletzung sind allenfalls auch die ersparten (Mehr-)Prämien zu berücksich-
tigen.

155  Im Ergebnis in diese Richtung BGH VIII ZR 28/04 VersR 2005, 498.
156  Klimke, in: Prölss/Martin, VVG32 § 43 Rn. 57.
157  Diesfalls hätte der VN ja ohnehin keinen (oder allenfalls einen gekürzten) An-

spruch gegen den VN: Klimke, in: Prölss/Martin, VVG32 § 43 Rn. 57.
158  Gemeint ist, dass die Interessen des VN nach dem oben Gesagten nicht jenes Aus-

maß erreichen, das die Beanspruchung des Sachnutzers generell rechtfertigt.
159  Gegen eine Anwendung der Schadensminderungsobliegenheit, weil der Schaden 

durch die Inanspruchnahme des Versicherers ja nicht aus der Welt geschaffen werde, 
sondern sich nur auf den Versicherer verlagere BGH IVa ZR 90/84 NJW 1986, 1813. Das 
ist m. E. zu kurz gedacht, denn es ist ganz offensichtlich, dass durch die Nichtinanspruch-
nahme einer an sich zustehenden Versicherungssumme im Verhältnis VN-regressge-
schützter Schädiger ein ersatzfähiger Schaden aufrechterhalten wird, der bei Beanspru-
chung der Versicherung erloschen wäre (sei es durch Vorteilsausgleich, doppelte Tilgung 
oder durch Legalzession inkl. Regressverzicht; dazu oben).
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Scheint sich damit die Mahnung Kaths160 vor einer Überstrapazierung des 
Treu und Glauben-Grundsatzes und einer Ergebniserzielung unter dem Mantel 
einer „(willkürlichen) Billigkeit“ prima vista zu verwirklichen, so ist das in Wahr-
heit nicht der Fall. Dass den Vermieter vertragliche Treuepflichten in Bezug auf 
die Lukrierung der Deckungssumme treffen, kann vor dem Hintergrund der 
Prämienabwälzung auf den Mieter, die nach Ansicht mancher Autoren ja gar zu 
einem Haftungsausschluss führt, nicht überraschen. Eines ist aber gewiss: Dort 
wo die haftungsrechtliche Lösung versagen würde, kann auch keine Pflicht zur 
vorrangigen Inanspruchnahme des Mieters bestehen. Entsteht also etwa bei ei-
nem im Wohnungseigentum stehenden Gebäude einem anderen Wohnungsei-
gentümer ein Schaden (Fn. 48), ist dieser niemals zur vorrangigen Inanspruch-
nahme des Versicherers verpflichtet, sondern kann den (fremden) Mieter in je-
dem Fall beanspruchen. Ebenso genießt der Sachnutzer, dem keine Prämien 
überwälzt werden,161 der aber u. U. dennoch (versicherungsvertraglich) regress-
geschützt wird, keinen Schutz vor der primären Beanspruchung durch den VN. 
Diesfalls gibt es nämlich tatsächlich keine Rechtfertigung für eine derart weit 
verstandene Treuepflicht.

4.  Zusammenfassung in Thesen

(1)	 Der Schutz des prämienzahlenden Mieters vor dem Regress des Sachversi-
cherers lässt sich am besten über einen objektiv-abstrakten Ansatz verwirk-
lichen, dem eine einschränkend-teleologische Auslegung des § 67 Abs. 1 
öVersVG zugrunde liegt.

(2)	 Entscheidend ist dabei, dass der Normzweck der Vermeidung einer Berei-
cherung des Schädigers nicht einschlägig ist, wenn der schädigende 
Sachnutzer den Versicherungsschutz selbst finanziert.

(3)	 Beruht der Regressschutz auf der Nichtanwendung der Legalzession, stellt 
sich die Frage, wie mit dem nicht übergegangenen Schadenersatzanspruch 
haftungsrechtlich zu verfahren ist.

(4)	 Weil die Versicherungsleistung eher der Entlastung des prämienzahlenden 
Mieters als der Bereicherung des mit dem konkreten Bedarf versicherten 
VN dient, ist sie als Vorteil auf Seiten des VN anzurechnen. Insoweit wird 
der Schadenersatzanspruch des VN gegen den Mieter ausgeglichen.

(5)	 Eine Anrechnung der Versicherungsleistung zugunsten des Schädigers ist 
auch im Rahmen des Angehörigenprivilegs in § 67 Abs. 2 öVersVG anzu-

160  Kath, Regress 169.
161  Treffend ist es nach der Lehre für die Annahme der aus der Vertragstreue folgen-

den Verschonungspflicht unerheblich, ob die Prämie offen oder verdeckt auf den Mieter 
umgelegt wird: Klimke, in: Prölss/Martin, VVG32 § 43 Rn. 55; J. Prölss, ZMR 2005, 241 f.
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nehmen. In diese Richtung deuten auch die Erwägungen des historischen 
Gesetzgebers.

(6)	 Der objektiv-abstrakte Regressschutz schließt vertragliche Schutzformen 
nicht aus. Er besteht lediglich in jenem engen Bereich, in dem Wortlaut 
und Telos der Legalzession die Erfassung bestimmter Sachnutzer als Re-
gressschuldner nicht mehr zu tragen vermögen.

(7)	 Vor Deckung durch den Versicherer kann der VN  – außer bei Annahme 
einer Haftungsbeschränkung  – grundsätzlich wahlweise den Regressge-
schützten in Anspruch nehmen. Mangels Vorliegens eines besonderen 
Grundes kann die Vertragstreue gegenüber dem Mieter allerdings die vor-
rangige Beanspruchung des Versicherers gebieten. 
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